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A. Bericht des Abgeordneten Killat 


I. Allgemeines 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des 
Selbstverwaltungsgesetzes — Drucksache V/1674 — 
wurde vom Bundestag in erster Lesung am 28. April 
1967 beraten und an den Ausschuß für Sozialpolitik 
überwiesen. Der Ausschuß hat am 10. Mai 1967 die 
Vertreter der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorgani- 
sationen als Sachverständige zu dem Entwurf gehört. 
Am 21. und 22. Juni 1967 hat der Ausschuß den Ent- 
wurf abschließend beraten. Dabei wurde die Stel- 
lungnahme des Bundesrates geprüft und, soweit ihr 
seitens der Bundesregierung zugestimmt wurde, 
durchweg berücksichtigt. 

Nachfolgender Bericht zu den einzelnen Vorschrif- 
ten beschränkt sich darauf, die Änderungen hervor- 
zuheben, die in Abweichung vom Regierungsentwurf 
vorgenommen worden sind. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 
Zu § 1 (Allgemeines) 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß sich die 
bisher geltende Regelung bewährt habe, wonach 
auch bei den Ausführungsbehörden in der Unfallver- 
sicherung Organe (Vorstand und Vertreterversamm- 
lung) tätig waren. Demgemäß war er für eine Strei- 
chung des letzten Halbsatzes in Absatz 1 sowie des 
Absatzes 3 und eine Beibehaltung der bisher gelten- 
den Regelung in Absatz 3. 


Zu § 2 (Paritätische Besetzung) 

Der Ausschuß lehnte Anträge aus seiner Mitte ab, 
die zum Ziele hatten, auch in der Knappschaftsver- 
sicherung und bei den Ersatzkassen die Organe je 
zur Hälfte mit Vertretern der Versicherten und der 
Arbeitgeber zu besetzen. 


Zu § 2 a (Mitglieder der Organe) 

Ein Antrag, für die Betriebskrankenkassen von 
Bundesbahn und Bundespost eine größere Zahl von 
Vertretern der Versicherten zuzulassen, fand nicht 
die Zustimmung des Ausschusses. 

In Absatz 2 ist der Ausschuß einer Anregung ge- 
folgt, und hat die Stellvertretung nicht nur in der 
Vertreterversammlung, sondern auch im Vorstand 
aufgrund einer sogenannten Reserveliste ermöglicht. 
Alternativ wurde den Listenträgern die Befugnis 
eingeräumt, für die Mitglieder des Vorstands, ab- 
weichend von der genannten Regelung, einen ersten 
und einen zweiten persönlichen Stellvertreter einzu- 
setzen. 

Dagegen hat der Ausschuß einen Antrag abge- 
lehnt, der eine Streichung des Satzes 2 zweiter Halb- 
satz zum Ziele hatte. Damit ist sichergestellt, daß 
Stellvertreter aus dem Kreise der Beauftragten der 
Gewerkschaften und der selbständigen Vereinigun- 
gen von Arbeitnehmern sowie der Beauftragten der 
Vereinigungen von Arbeitgebern nur Organmitglie- 
dern mit den gleichen Wählbarkeitsvoraussetzungen 
vertreten. 
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Zu Absatz 4 (Rentenbezieher und Beauftragte von 
Vereinigungen) 

Eine besondere Behandlung der Rentenbezieher 
(nach dem bisherigen Sprachgebrauch des Selbstver- 
waltungsgesetzes „Rentenberechtigte aus eigener 
Versicherung") wurde im Hinblick auf die Entwick- 
lung des materiellen Sozialversicherungsrechts nicht 
mehr für erforderlich gehalten. Danach sind Renten- 
bezieher künftig in unbeschränkter Zahl wählbar. Es 
bleibt den Vorschlagsberechtigten überlassen, durch 
eine ausgewogene Zusammenstellung der Vor- 
schlagslisten dafür zu sorgen, daß die aktiv im 
Arbeitsleben Stehenden den ihnen gebührenden An- 
teil an den Sitzen erhalten. 

Der Ausschuß vertrat die Auffassung, daß die in 
Absatz 4 Satz 2 des Regierungsentwurfs entspre- 
chend dem bisherigen Recht vorgesehene Möglich- 
keit der Vertretung der Versicherten durch Beauf- 
tragte der Gewerkschaften und der sonstigen Arbeit- 
nehmervereinigungen einerseits und der Arbeit- 
geber durch Beauftragte der Vereinigungen von 
Arbeitgebern andererseits auch auf die Träger der 
Unfallversicherung auszudehnen ist; der Ausschuß 
ging bei seiner Beschlußfassung davon aus, daß sich 
die Mitarbeit der Beauftragten in den Organen der 
Träger der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten sowie der Knappschaftsversiche- 
rung voll bewährt habe. Hinsichtlich der Beschrän- 
kung, die bisher in § 2 Abs. 7 Satz 6 in Verbin- 
dung mit § 2 Abs. 4 Satz 3 vorgesehen war, be- 
ließ es der Ausschuß bei dem im Regierungsentwurf 
vorgesehenen Drittel; dies entspricht den Verlaut- 
barungen des Bundeswahlbeauftragten für die bis- 
herigen Wahlen. 


Zu § 2 b (Verfahren bei der Beratung und Beschluß- 
fassung) 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Einfüh- 
rung einer teilweisen Öffentlichkeit der Sitzungen 
der Vertreterversammlung gab dem Ausschuß zu 
längeren Überlegungen Anlaß. Angesichts der im 
Regierungsentwurf enthaltenen Vorschriften über 
die nichtöffentliche Beratung von Angelegenheiten, 
deren vertrauliche Behandlung im Interesse der Ver- 
sicherten, der Arbeitgeber und der Versicherungs- 
träger geboten ist, stimmte der Ausschuß mit Mehr- 
heit der Fassung des Regierungsentwurfs zu. 

Während nach geltendem Recht (§ 7 RVO) nur der 
Vorstand in eiligen Fällen schriftlich abstimmen 
kann, sieht der Regierungsentwurf vor, daß die Sat- 
zung der einzelnen Versicherungsträger unter be- 
stimmten Voraussetzungen diese Möglichkeit auch 
für die Vertreterversammlung eröffnen kann. Bei 
unterschiedlichen Auffassungen beschloß der Aus- 
schuß im Sinne des Regierungsentwurfs. 

An den Beschluß des Bundesrates zu dieser Vor- 
schrift anknüpfend hielt auch der Ausschuß es für 
erforderlich, den Organmitgliedern ein Wider- 
spruchsrecht einzuräumen. Abweichend vom Bundes- 
rat beschloß er jedoch, daß nur der Widerspruch 
einer qualifizierten Minderheit, nämlich von einem 


Fünftel der Organmitglieder, die Folge haben sollte, 
eine mündliche Beratung zu sichern. 

Zu Absatz 4 folgte der Ausschuß einem Vorschlag 
des Bundesrates, den Vorschriften über die Abstim- 
mung Vorschriften über die Beschlußfähigkeit voran- 
zustellen. Er hielt es lediglich aus gesetzestech- 
nischen Gründen für wünschenswert, aus dem bis- 
herigen Absatz 4 zwei Absätze zu bilden. 

Die Erledigungsausschüsse sollen, wie nach bis- 
herigem Recht auch weiter einzelne Aufgaben erle- 
digen können. Im Interesse einer klaren Abgrenzung 
hielt der Ausschuß es jedoch für zweckmäßig, die 
Worte „Aufgaben die nicht von grundsätzlicher Be- 
deutung sind" durch die Formulierung „Aufgaben, 
die nicht Gegenstand der autonomen Rechtsetzung 
sind" zu ersetzen. 

Der Ausschuß folgte der Anregung des Bundes- 
rates, die im Regierungsentwurf in § 6 Abs. 5 vor- 
gesehene Vorschrift nach § 2 b Abs. 7 zu überneh- 
men, beließ es jedoch entsprechend dem Regierungs- 
entwurf und dem geltenden Recht (§ 1 Abs. 6) bei 
dem bisherigen Inhalt der Vorschrift. 


Zu § 3 Abs. 3 bis 5 (Entschädigung für ehrenamtliche 
Tätigkeit) 

Der Ausschuß hielt eine Bindung der Versiche- 
rungsträger bei der Erstattung barer Auslagen an 
das Reisekostenrecht für Beamte auch nur in der 
Form, wie sie der Regierungsentwurf vorsieht, nicht 
für zweckmäßig und beschloß demgemäß, in Absatz 
3 den Satz 2 zu streichen. Zum Ausgleich dafür be- 
schloß der Ausschuß in Absatz 5 eine Ergänzung des 
Satzes 1 dahin, daß die Vertreterversammlung feste 
Sätze für den Ersatz barer Auslagen beschließen 
kann; diese Beschlüsse bedürfen der Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde. 

Da außerhalb der Sitzungen der Organe nicht nur 
der Vorsitzende, sondern auch der stellvertretende 
Vorsitzende und ein etwa vorhandener zweiter 
stellvertretender Vorsitzender tätig werden können, 
hielt es der Ausschuß für erforderlich, die Vor- 
schrift in Absatz 3 Satz 3 über die Abgeltung von 
Auslagen für eine Tätigkeit außerhalb der Sitzun- 
gen durch einen Pauschbetrag auch auf die stellver- 
tretenden Vorsitzenden auszudehnen. 

Absatz 5 soll nach dem Beschluß des Aus- 
schusses in Ausnahmefällen ein angemessener Zu- 
schlag zum Bruttoarbeitsverdienst durch die Ver- 
treterversammlung bewilligt werden können, wenn 
dies in Ausnahmefällen zwingend erforderlich er- 
scheint (z, B. Teilnahme an einer Organsitzung nach 
Nachtschicht) und die Aufsichtsbehörde zustimmt. 

Zu § 3a (Amtsdauer — Entbindung vom Amt) 

Der Ausschuß hat zu Absatz 1 einen Antrag aus 
seiner Mitte, die Amtsdauer nur auf 5 Jahre zu 
verlängern, abgelehnt. 

Zu Absatz 5 beschloß der Ausschuß ergänzend, 
daß auch ein Beschluß über die Entbindung vom 
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Amt oder die Amtsenthebung des Vorsitzenden der 
Vertreterversammlung selbst der Zustimmung der 
Vertreterversammlung bedarf. 

In Absatz 6 soll das Wort „Bekanntgabe" durch 
das Wort „Zustellung" ersetzt werden, um für den 
Beginn der sich hieran anschließenden Rechtsmittel- 
frist einen eindeutig nachweisbaren Zeitpunkt zu 
haben. 

§ 4 (Wahlvorschlagsrecht) 

Der Ausschuß ergänzte § 4 Abs. 2 Satz 1 über die 
Vorschlagslisten durch einen zweiten Halbsatz. 
Dieser soll gewährleisten, daß möglichst alle er- 
folgreichen Listenträger wenigstens einen Sitz für 
die Beauftragten der Gewerkschaften und der son- 
stigen Arbeitnehmervereinigungen auf der Ver- 
sichertenseite und für die Beauftragten der Ver- 
einigungen von Arbeitgebern auf der Arbeitgeber- 
seite erhalten können. Diese Ergänzung wurde als 
eine notwendige Folge der in § 2 a Abs. 4 vor- 
gesehenen Begrenzung der Mitgliedschaft von Be- 
auftragten in den Organen angesehen. 

Nach längerer Aussprache beschloß der Ausschuß, 
es bei der Fassung des § 4 Abs. 2 Satz 4 über 
das Vorschlagsrecht in der landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung für die Selbständigen ohne fremde 
Arbeitskräfte zu belassen. Ein Antrag, darüber hin- 
aus auch die im Bereich der Landwirtschaft tätigen 
Gewerkschaften als vorschlagsberechtigt vor- 
zusehen, wurde abgelehnt. 

Zu § 4 Abs. 2 letzter Satz und § 4 Abs. 3 ergab 
sich in der Aussprache auch mit dem Vertreter der 
Bundesregierung Einvernehmen darüber, daß für 
freie Listen nur nach den Vorschriften der Wahl- 
ordnung die Verwendung der Familiennamen von 
Unterzeichnern als Kennwort zulässig und damit 
die Verwendung der Bezeichnung des Versiche- 
rungsträgers oder eines den Versicherungsträger 
kennzeichnenden Teils dieser Bezeichnung auch für 
diese Listen ausgeschlossen ist 

Zu § 4 Abs. 3 Satz 2 erschien es dem Ausschuß 
erforderlich, die notwendige Mindestzahl von Unter- 
schriften für Versicherungsträger mit mehr als 
1 000 000 Versicherten auf mindestens 1000 zu er- 
höhen. 

Der Ausschuß beschloß, die im Regierungsentwurf 
lediglich für die Wahlen der Versichertenältesten 
in der Knappschaftsversicherung vorgesehene 5°/o- 
Klausel für die Sozialversicherungswahlen allgemein 
einzuführen. Gleichzeitig beschloß der Ausschuß, die 
bisher schon in § 4 Abs. 1 und 5 vorgesehene Mög- 
lichkeit der Listenverbindung beizubehalten. 

Zu §§ 4 b und 4 c (Ergänzung der Vertreterver Samm- 
lung und des Vorstandes) 

Die im Regierungsentwurf vorgesehenen Fristen 
von nur einem Monat für die Benennung des Nach- 
folgers für ein vorzeitig ausgeschiedenes Mitglied 
(Stellvertreter) erschienen dem Ausschuß als zu 
kurz; er beschloß daher Fristen von 2 Monaten. 


Zu § 10 a (Gruppe der Versicherten) 

Der Ausschuß beschloß die Streichung des Satzes 3 
in Absatz 2 und des Satzes 2 in Absatz 3 als Folge 
des zu § 2 a Abs. 4 gefaßten Beschlusses, die Wähl- 
barkeit der Rentenbezieher innerhalb der Gruppe 
der Versicherten nicht mehr zu beschränken. 

Zu §§ 10 b und 10 c (Gruppe der Arbeitgeber, Gruppe 
der Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte) 

Anträge aus der Mitte des Ausschusses, einzelne 
Personenkreise abweichend von der bisherigen ge- 
setzlichen Regelung nicht zur Gruppe der Versicher- 
ten Arbeitnehmer, sondern zur Gruppe der Arbeit- 
geber oder zur Gruppe der Selbständigen ohne 
fremde Arbeitskräfte zu zählen (z. B. Hoferben und 
Altenteiler), fanden nach Aussprache nicht die Zu- 
stimmung des Ausschusses. 

Zu § 11b Abs. 3 (Wahlräume) 

Der Ausschuß nahm einstimmig einen Antrag aus 
seinen Reihen an, dem eine Einigung der Arbeit- 
nehmer- und Arbeitgeberorganisationen über die 
Einrichtung von Wahlräumen bei den Versicherungs- 
trägern, den Gemeinden und den Betrieben zugrunde 
lag. 

Zu § 11 d (Arbeitgeberstimmrecht) 

Der Ausschuß beschloß in Absatz 1 eine Ergän- 
zung, die sicherstellen soll, daß in der Gruppe der 
Arbeitgeber auch die Personen eine Stimme haben, 
die keinen versicherungspflichtigen und wahlberech- 
tigten Versicherten beschäftigen (unfallversicherte 
Unternehmer und ihre unfallversicherten Ehegatten 
sowie Rentenbezieher, die bereits vor ihrem Aus- 
scheiden aus der versicherten Tätigkeit zur Gruppe 
der Arbeitgeber gehört haben). 

Zu § 11 f (Wahlanfechtung) 

In Absatz 1 hat der Ausschuß durch eine Ergän- 
zung klargestellt, daß der Versicherungsträger bei 
einer Wahlanfechtung Anfechtungsgegner ist. 

Für die Anlage zu § 1 1 d hat der Ausschuß in An- 
lehnung an die Formulierung des § 11 d Abs. 1 in 
der Überschrift eine Ergänzung dahin gehend vorge- 
nommen, daß hinter dem Wort „versicherungspflich- 
tige" die Worte „und wahlberechtigte" angefügt 
worden sind. 

Zu Artikel 2 (Änderung anderer Gesetze) 

Zu § 1 Nr. 1 beschloß der Ausschuß auch die 
Streichung der §§ 19, 20 und 22 RVO als nicht mehr 
zeitgemäß oder bereits gegenstandslos. 

Der Ausschuß beschloß nach Nr. 3 eine Nr. 3 a 
einzufügen, wonach die Sitzungen der Vertreterver- 
sammlungen der Kassenärztlichen Vereinigungen 
und der Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
grundsätzlich in der gleichen Weise öffentlich sein 
sollen wie die Sitzungen der entsprechenden Organe 
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der Versicherungsträger. Er war der Auffassung, daß 
die Beratungen der genannten Vereinigungen für 
die Öffentlichkeit wegen ihrer gesundheitspolitischen 
Bedeutung und wegen der Aufgabe, die ärztliche Ver- 
sorgung der versicherten Bevölkerung zu gewähr- 
leisten, von dem gleichen großen Interesse seien wie 
die Beratungen der Vertreterversammlungen der 
Sozialversicherungsträger. 

Zu Artikel 3 (Übergangsvorschriften) 

Artikel 3 § 2 des Regierungsentwurfs bringt den 
bisherigen § 1 Abs. 4. Da sich diese Vorschrift künf- 
tig im Siebenten Gesetz zur Änderung des Selbst- 
verwaltungsgesetzes befindet, hielt es der Aus- 
schuß für erforderlich, das Selbstverwaltungsgesetz 
noch besonders zu erwähnen. 


Berlin, den 22. Juni 1967 


Killat 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/1674 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird gebeten, so schnell wie 
möglich den Entwurf eines Gesetzes über die 
Rechtsstellung der Geschäftsführer oder der Ge- 
schäftsführung der Sozialversicherungsträger vor- 
zulegen. 


Berlin, den 22. Juni 1967 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Killat 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des 
Selbstverwaltungsgesetzes 

— Drucksache V/1674 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(18. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 

Das Selbstverwaltungsgesetz in der Fassung vom 
13. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 427, 600 und 
664), zuletzt geändert durch das Sechste Gesetz 
zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes vom 
19. Juli 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 618), wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. Vor § 1 wird folgende Abschnittsüberschrift 
^ eingefügt: 

„Erster Abschnitt 
Organe der Selbstverwaltung 

Versichertenälteste und Vertrauensmänner, 
Geschäftsführung" 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

»§ i 

Allgemeines 

(1) Bei jedem Träger der Sozialversicherung 
werden als Organe der Selbstverwaltung 
(Organe) eine Vertreterversammlung und ein 
Vorstand gebildet, soweit Absatz 3 nicht Ab- 
weichendes bestimmt. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes 

Das Selbstverwaltungsgesetz in der Fassung vom 
13, August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 427, 600 und 
664), zuletzt geändert durch das Sechste Gesetz 
zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes vom 
19. Juli 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 618), wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 


2. § 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ i 

Allgemeines 

(1) Bei jedem Träger der Sozialversicherung 
werden als Organe der Selbstverwaltung 
(Organe) einer Vertreterversammlung und ein 
Vorstand gebildet. 
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Entwurf 

(2) Die Sektionen, die Bezirksverwaltungen 
und die Landesgeschäftsstellen der Versiche- 
rungsträger können Organe nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes bilden. Für diesen 
Fall grenzt die Satzung des Versicherungs- 
trägers die Aufgaben und die Befugnisse dieser 
Organe gegenüber den Aufgaben und Befug- 
nissen der Organe der Hauptverwaltung ab. 

(3) Ist der Bund, ein Land, eine Gemeinde 
oder die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung Träger der Un- 
fallversicherung, wird bei jeder Ausführungs- 
behörde anstelle der Organe ein Beirat ge- 
bildet . Der Beirat hat die Aufgabe, die Ver- 
bindung zwischen der Ausführungsbehörde und 
den Versicherten aufrechtzuerhalten und die 
Ausführungsbehörde bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu beraten . Das Nähere über die 
Bildung und Zusammensetzung der Beiräte so- 
wie ihre Befugnisse bestimmt die Bundesregie- 
rung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates . 

(4) In der Knappschaftsversicherung wählen 
die Versicherten Versichertenälteste (Knapp- 
schaftsälteste der Arbeiter und Angestellten). 
Die Satzung der übrigen Versicherungsträger 
kann die Wahl von Versichertenältesten vor- 
schreiben. Die Versichertenältesten haben das 
Recht und die Pflicht, die Interessen der Ver- 
sicherten und Leistungsberechtigten wahrzu- 
nehmen und sie zur Befolgung von Gesetz, 
Satzung und sonstigen Bestimmungen anzu- 
halten. 

(5) Die Satzung jedes Versicherungsträgers 
kann die Wahl von Vertrauensmännern der 
Arbeitgeber, die Satzung jeder landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaft auch die Wahl von 
Vertrauensmännern der Selbständigen ohne 
fremde Arbeitskräfte oder von gemeinsamen 
Vertrauensmännern der Arbeitgeber und der 
Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte vor- 
schreiben. 

(6) Das Nähere über die Rechte und Pflichten 
der Versichertenältesten und der Vertrauens- 
männer sowie ihre Stellvertretung regelt die 
Satzung." 

3. § 2 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Zusammensetzung der Organe" 

b) In Absatz 1 Buchstabe b wird hinter dem 
Wort „Arbeitnehmer" das Wort „(Ver- 
sicherten) " eingefügt. 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei den Betriebskrankenkassen und 
der Bundesbahn-Versicherungsanstalt gilt 
Absatz 1 Buchstabe a mit der Abweichung, 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) Soweit die Unfallversicherung durch Aus- 
führungsbehörden durchgeführt wird, sind ent- 
sprechende Organe nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes zu bilden. 


(4) In der Knappschaftsversicherung wählen 
die Versicherten Versichertenälteste (Knapp- 
schaftsälteste der Arbeiter und Knappschafts- 
älteste der Angestellten). Die Satzung der übri- 
gen Versicherungsträger kann die Wahl von 
Versichertenältesten vorschreiben. Die Ver- 
sichertenältesten haben das Recht und die 
Pflicht, die Interessen der Versicherten und Lei- 
stungsberechtigten wahrzunehmen und sie zur 
Befolgung von Gesetz, Satzung und sonstigen 
Bestimmungen anzuhalten. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


3. unverändert 
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Entwurf 


daß den Organen außer den Vertretern der 
Versicherten der Arbeitgeber oder sein 
Vertreter angehört. Er hat die gleiche Zahl 
der Stimmen wie die Vertreter der Ver- 
sicherten; bei einer Abstimmung kann er 
jedoch nicht mehr Stimmen abgeben, als den 
anwesenden Vertretern der Versicherten zu- 
stehen." 

d) In Absatz 4 Satz i wird das Wort „Wirt- 
schaftszweige" durch die Worte „Wirt- 
schafts- und Verwaltungszweige" ersetzt; 
die Sätze 3 bis 8 werden gestrichen. 

e) Die Absätze 5 bis 14 werden gestrichen. 


4. 


Nach § 2 werden folgende §§ 2 a und 2 b ein- 
gefügt: 

„§ 2 a 


Mitglieder der Organe 

(1) Die Satzung bestimmt die Zahl der Mit- 
glieder der Organe. Die Vertreterversammlung 
hat höchstens 60 Mitglieder. Die Versicherten 
dürfen in der Vertreterversammlung einer Be- 
triebskrankenkasse mit höchstens 30 Mitglie- 
dern vertreten sein. Die Zahl der Mitglieder der 
Organe darf unbeschadet des § 292 der Reichs- 
versicherungsordnung nur mit Wirkung vom 
1. Oktober des jeweils nächsten Wahljahres 
geändert werden. 


(2) Ein Mitglied, das verhindert ist, wird durch 
einen Stellvertreter vertreten. Stellvertreter für 
die Mitglieder der Vertreterversammlung sind 
in der Reihenfolge ihrer Aufstellung die als 
Stellvertreter in der Vorschlagsliste benannten 
verfügbaren Personen; Stellvertreter, die zu den 
im Absatz 4 Genannten gehören, dürfen nur 
Mitglieder vertreten, die die gleichen Wähl- 
barkeitsvoraussetzungen erfüllen. Jedes Mit- 
glied des Vorstandes hat einen ersten und einen 
zweiten Stellvertreter. 


(3) Mitglieder der Vertreterversammlung und 
ihre Stellvertreter können nicht gleichzeitig dem 
Vorstand angehören oder Stellvertreter von 
Vorstandsmitgliedern sein; jedoch ist die Mit- 
gliedschaft in mehreren Organen gleicher Art 
bei dem gleichen Versicherungsträger nicht aus- 
geschlossen. 

(4) Den Organen der Träger der allgemeinen 
und der See-Unfallversicherung, der Renten- 
versicherungen der Arbeiter und der Angestell- 
ten sowie der Knappschaftsversicherung können 
als Vertreter der Versicherten auch Personen 
angehören, die Rente aus eigener Versicherung 
beziehen (Rentenbezieher). Den Organen der 
Träger der Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten sowie der Knappschafts- 
versicherung können als Vertreter der Ver- 
sicherten auch Beauftragte der Gewerkschaften 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 


4. Nach § 2 werden folgende §§ 2 a und 2 b ein- 
♦ gefügt: 

„§ 2 a 

Mitglieder der Organe 

(1) Die Satzung bestimmt die Zahl der Mit- 
glieder der Organe der Größe des Versiche- 
rungsträgers entsprechend. Die Vertreterver- 
sammlung hat höchstens 60 Mitglieder. Die Ver- 
sicherten dürfen in der Vertreterversammlung 
einer Betriebskrankenkasse mit höchstens 
30 Mitgliedern vertreten sein. Die Zahl der Mit- 
glieder der Organe darf unbeschadet des § 292 
der Reichsversicherungsordnung nur mit Wir- 
kung vom 1. Oktober des jeweils nächsten 
Wahljahres geändert werden. 

(2) Ein Mitglied, das verhindert ist, wird 
durch einen Stellvertreter vertreten. Stellvertre- 
ter sind in der Reihenfolge ihrer Aufstellung 
die als Stellvertreter in der Vorschlagsliste be- 
nannten verfügbaren Personen; Stellvertreter, 
die zu den im Absatz 4 Genannten gehören, 
dürfen nur Mitglieder vertreten, die die glei- 
chen Wählbarkeitsvoraussetzungen erfüllen. 
Abweichend von Satz 2 können in der Vor- 
schlagsliste für Mitglieder des Vorstandes ein 
erster und ein zweiter Stellvertreter benannt 
werden. 

(3) unverändert 


(4) Den Organen der Träger der Unfallver- 
sicherung, der Träger der Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten sowie der 
Knappschaftsversicherung können als Vertreter 
der Versicherten auch Beauftragte der Gewerk- 
schaften und der selbständigen Vereinigungen 
von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspoli- 
tischer Zwecksetzung (sonstige Arbeitnehmer- 
vereinigungen), als Vertreter der Arbeitgeber 
auch Beauftragte der Vereinigungen von Arbeit- 
gebern angehören. Von der Gesamtzahl der 
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und der selbständigen Vereinigungen von Ar- 
beitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer 
Zwecksetzung (sonstige Arbeitnehmervereini- 
gungen), als Vertreter der Arbeitgeber auch Be- 
auftragte der Vereinigungen von Arbeitgebern 
angehören. Von der Gesamtzahl der Mitglie- 
der einer Gruppe in einem Organ dürfen ins- 
gesamt nicht mehr als ein Drittel zu den in Satz i 
und 2 bezeichneten Personen gehören; jedem 
Organ kann jedoch je eine dieser Personen an- 
gehören, Das Nähere bestimmt die Satzung. 

(5) In den Organen der Träger der Knapp- 
schaftsversicherung müssen mindestens zwei 
Drittel der Vertreter der Versicherten Ver- 
sichertenälteste sein. Ein Fünftel der Vertreter 
der Versicherten müssen Vertreter der Ange- 
stellten sein. Läßt sich die Zahl der Vertreter 
der Versicherten nicht durch fünf teilen, ist die 
Zahl der Vertreter der Angestellten nach unten 
abzurunden. 

(6) Den Organen der See-Berufsgenossen- 
schaft und der Seekasse können als Vertreter 
der Versicherten befahrene Schiffahrtskundige 
angehören, die nicht Unternehmer sind. Be- 
fahrene Schiffahrtskundige sind Personen, die 
mindestens fünf Jahre lang Kapitän im Sinne 
des § 2 oder Besatzungsmitglied im Sinne des 
§ 3 des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. II S. 713) waren, bei der See- 
Berufsgenossenschaft oder der Seekasse ver- 
sichert waren und noch in näherer Beziehung 
zur Seefahrt stehen. 

§ 2b 

Verfahren bei der Beratung und Beschlußfassung 

(1) Jedes Organ gibt sich eine Geschäftsord- 
nung. Die Geschäftsordnung des Vorstandes be-‘ 
darf der Zustimmung der Vertreterversamm- 
lung. 

(2) Die Sitzungen des Vorstandes sowie der 
Ausschüsse der Organe sind nicht öffentlich. 
Die Sitzungen der Vertreterversammlung sind 
öffentlich, soweit sie sich nicht mit personellen 
Angelegenheiten des Versicherungsträgers, 
Grundstücksgeschäften oder den in § 141 oder 
§ 142 der Reichsversicherungsordnung geschütz- 
ten Tatsachen befassen. Die Vertreterversamm- 
lung kann die Öffentlichkeit für weitere Bera- 
tungspunkte in nichtöffentlicher Sitzung aus- 
schließen. Der Beschluß ist in öffentlicher Sit- 
zung bekanntzugeben. 

(3) Der Vorstand kann in eiligen Fällen ohne 
Sitzung im schriftlichen Verfahren abstimmen. 
Die Vertreterversammlung kann schriftlich ab- 
stimmen, wenn die Satzung es für bestimmte 
Fälle, die ihrem Gegenstand nach in der Regel 
keiner Beratung bedürfen, zuläßt. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

Mitglieder einer Gruppe in einem Organ dürfen 
insgesamt nicht mehr als ein Drittel zu den in 
Satz 1 bezeichneten Personen gehören; jedem 
Organ kann jedoch eine dieser Personen ange- 
hören. Das Nähere bestimmt die Satzung, 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


§ 2b 

Verfahren bei der Beratung und Beschlußfassung 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Vorstand kann in eiligen Fällen ohne 
Sitzung schriftlich abstimmen. Die Vertreterver- 
sammlung kann schriftlich abstimmen, wenn die 
Satzung es für bestimmte Fälle, die ihrem Ge- 
genstand nach in der Regel keiner Beratung 
bedürfen, zuläßt. Wenn mindestens ein Fünftel 
der Mitglieder des Organs der schriftlichen Ab- 
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(4) Soweit durch Gesetz oder Satzung nicht 
Abweichendes bestimmt ist, werden die Be- 
schlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefaßt. Tritt bei der Abstimmung über 
einen Antrag Stimmengleichheit ein r so wird 
die Abstimmung nach erneuter Beratung wieder- 
holt. Ergibt sich die Stimmengleichheit bei einer 
Abstimmung im schriftlichen Verfahren, wird 
über die Angelegenheit in der nächsten Sitzung 
des Organs beraten und erneut abgestimmt. 
Kommt auch bei einer zweiten Abstimmung 
eine Mehrheit nicht zustande, so gilt der Antrag 
als abgelehnt. 


(5) Ein Organmitglied darf bei der Beratung 
und Abstimmung nicht anwesend sein, wenn 
ein Beschluß ihm selbst, seinem Ehegatten, 
seinem früheren Ehegatten, einer durch An- 
nahme an Kindes Statt mit ihm verbundenen 
Person, einem Verwandten bis zum dritten oder 
Verschwägerten bis zum zweiten Grad, auch 
wenn die Ehe, durch welche die Schwäger- 
schaft begründet ist, nicht mehr besteht, oder 
einer von ihm gesetzlich oder kraft Vollmacht 
vertretenen Person einen unmittelbaren Vor- 
teil oder Nachteil bringen kann. Dies gilt nicht, 
wenn das Organmitglied an dem Beschluß nur 
als Angehöriger einer Personengruppe beteiligt 
ist, deren gemeinsame Interessen durch die An- 
gelegenheit berührt werden. 

(6) Die Organe können die Erledigung ein- 
zelner Aufgaben, die nicht von grundsätzlicher 
Bedeutung sind, Ausschüssen übertragen. Zu 
Mitgliedern dieser Ausschüsse können nur Mit- 
glieder des Organs bestellt werden. Die Organe 
können die Stellvertretung für die Ausschuß- 
mitglieder abweichend von § 2 a Abs. 2 regeln." 


siehe Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe b (§ 6 Abs. 5) 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

Stimmung widerspricht, ist über die Angele- 
genheit in der nächsten Sitzung des Organs zu 
beraten und abzustimmen. 

(4) Soweit durch Gesetz oder Satzung nichts 
Abweichendes bestimmt ist, sind die Organe 
beschlußfähig, wenn sämtliche Mitglieder ord- 
nungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der 
Mitglieder, aus denen sich die Organe zusam- 
mensetzen, anwesend und stimmberechtigt ist. 
Ist ein Organ nicht beschlußfähig, so kann der 
Vorsitzende anordnen, daß in der nächsten Sit- 
zung über den Gegenstand der Abstimmung 
auch dann beschlossen werden kann, wenn die 
in Satz 1 bestimmte Mehrheit nicht vorliegt. 
Hierauf muß in der Ladung der Mitglieder zu 
der nächsten Sitzung hingewiesen werden. 

(4 a) Die Beschlüsse werden, soweit durch 
Gesetz oder Satzung nichts Abweichendes be- 
stimmt ist, mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefaßt. Bei Stimmengleichheit wird die 
Abstimmung nach erneuter Beratung wieder- 
holt. Ergibt sich die Stimmengleichheit bei einer 
Abstimmung im schriftlichen Verfahren, wird 
über die Angelegenheit in der nächsten Sitzung 
des Organs beraten und erneut abgestimmt. 
Kommt auch bei einer zweiten Abstimmung eine 
Mehrheit nicht zustande, so gilt der Antrag als 
abgelehnt. 

(5) unverändert 


(6) Die Organe können die Erledigung ein- 
zelner Aufgaben, die nicht Gegenstände der 
autonomen Rechtsetzung betreffen, Ausschüs- 
sen übertragen. Zu Mitgliedern dieser Aus- 
schüsse können nur Mitglieder des Organs be- 
stellt werden. Die Organe können die Stellver- 
tretung für die Ausschußmitglieder abweichend 
von § 2 a Abs. 2 regeln. 

(7) Der Vorstand hat bei der Behandlung 
von Fragen, die die Volksgesundheit berüh- 
ren, einen auf dem Gebiet der Volksgesundheit 
und der Sozialversicherung erfahrenen Arzt mit 
beratender Stimme hinzuzuziehen. Der Vor- 
stand wählt den Arzt auf Grund von Vorschlä- 
gen der zuständigen Ärztekammer aus. 
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5. § 3 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Die Absätze 1 bis 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(1) Das Amt der Mitglieder der Organe 
sowie der Versichertenältesten und Ver- 
trauensmänner ist ein Ehrenamt; ihre Tätig- 
keit in Ausübung dieses Amtes begründet 
kein Dienstverhältnis zum Versicherungs- 
träger. Stellvertreter haben für die Zeit, in 
der sie die Mitglieder vertreten, deren Rechte 
und Pflichten. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes dürfen 
Ansprüche anderer Personen gegen den Ver- 
sicherungsträger nur geltend machen, wenn 
sie als gesetzliche Vertreter handeln. 

(3) Der Versicherungsträger erstattet den 
Mitgliedern der Organe sowie den Versi- 
chertenältesten und den Vertrauensmännern 
ihre baren Auslagen.. Er kann hierbei das 
Reisekostenrecht für Beamte entsprechend 
anwenden. Die Auslagen des Vorsitzenden 
eines Organs für seine Tätigkeit außerhalb 
der Sitzungen können mit einem Pausch- 
betrag abgegolten werden. 11 

b) Folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt: 

„(4) Den Vertretern der Versicherten in 
den Organen und den Versichertenältesten 
ist nach ihrer Wahl Ersatz für den entgan- 
genen Bruttoarbeitsverdienst oder ein 
Pauschbetrag für Zeitverlust zu gewähren. 
Die Wahl ist jeweils für mindestens ein 
Jahr zu treffen. Ein Pauschbetrag für Zeit- 
verlust kann auch den Vertretern der 
Arbeitgeber, den Vertretern der Selbstän- 
digen ohne fremde Arbeitskräfte und den 
Vertrauensmännern zugebilligt werden. 

(5) Die Vertreterversammlung setzt auf 
Vorschlag des Vorstandes die Pauschbe- 
träge nach den Absätzen 3 und 4 fest. Die 
Festsetzung bedarf der Zustimmung der Be- 
hörde, welche die Satzung genehmigt." 


c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6. 

6. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

„§ 3 a 

Amtsdauer, Erwerb und Verlust der 
Mitgliedschaft 

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder der Organe, 
der Versichertenältesten und der Vertrauens- 
männer beträgt sechs Jahre; sie endet ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt der Durchführung 
der Wahl jeweils am 30. September eines Wahl- 
jahres. Die Gewählten bleiben nach Ablauf 
ihrer Amtsdauer im Amt, bis ihre Nachfolger 
ihr Amt antreten. Wiederwahl ist zulässig. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

5. § 3 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

+ a) Die Absätze 1 bis 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Versicherungsträger erstattet den 
Mitgliedern der Organe sowie den Versi- 
chertenältesten und den Vertrauensmännern 
ihre baren Auslagen. Die Auslagen des Vor- 
sitzenden und der stellvertretenden Vorsit- 
zenden eines Organs für ihre Tätigkeit 
außerhalb der Sitzungen können mit einem 
Pauschbetrag abgegolten werden. 11 

b) Folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt: 

(4) unverändert 


(5) Die Vertreterversammlung setzt auf 
Vorschlag des Vorstandes die Pauschbe- 
träge nach den Absätzen 3 und 4 fest. Sie 

kann auch feste Sätze für den Ersatz barer 
Auslagen beschließen und in Ausnahmefäl- 
len einen Zuschlag zum entgangenen Brutto- 
arbeitsverdienst bewilligen. Die Beschlüsse 
bedürfen der Zustimmung der Behörde, 
welche die Satzung genehmigt." 

c) unverändert 

6. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

♦ 

„§ 3 a 

Amtsdauer, Erwerb und Verlust der 
Mitgliedschaft 

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder der Organe, 
der Versichertenältesten und der Vertrauens- 
männer beträgt sechs Jahre; sie endet ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt der Wahl jeweils 
am 30. September eines Wahljahres. Die Ge- 
wählten bleiben nach Ablauf ihrer Amtsdauer 
im Amt, bis ihre Nachfolger ihr Amt antreten. 
Wiederwahl ist zulässig. 


10 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1925 


Entwurf 

(2) Der gewählte Bewerber wird Mitglied des 
Organs an dem Tage, an dem die erste Sitzung 
des Organs stattfindet, frühestens jedoch am 
1. Oktober des Wahljahres. Zu Vorsitzenden 
oder stellvertretenden Vorsitzenden gewählte 
Mitglieder der Organe erwerben ihr Amt mit 
der Erklärung, daß sie die Wahl annehmen. 

(3) Die Mitgliedschaft in einem Organ endet 

a) durch Ablaut der Amtsdauer 
(Absatz 1), 

b) durch Tod, 

c) durch die Erklärung, die Wahl in ein 
anderes Organ anzunehmen oder 
durch die Nachfolge für ein ausge- 
schiedenes Mitglied eines anderen 
Organs, soweit die gleichzeitige Zu- 
gehörigkeit zu beiden Organen aus- 
geschlossen ist, 

d) bei einem Beschluß nach Absatz 4 
mit Eintritt der Unanfechtbarkeit. 

(4) Der Vorstand hat ein Organmitglied durch 
Beschluß von seinem Amt zu entbinden, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt oder bekannt wird, 
daß die Voraussetzungen der Wählbarkeit am 
Tag der Wahlankündigung nicht Vorgelegen 
haben oder nachträglich weggefallen sind. 
Jedes Organmitglied ist verpflichtet, Verände- 
rungen, die seine Wählbarkeit berühren, dem 
Vorsitzenden des Vorstandes unverzüglich an- 
zuzeigen. Verstößt ein Organmitglied in grober 
Weise gegen seine Amtspflichten, hat der Vor- 
stand das Mitglied durch Beschluß seines Amtes 
zu entheben. Der Vorstand kann die sofortige 
Vollziehung des Beschlusses anordnen. Die An- 
ordnung hat die Wirkung, daß das Mitglied an 
der Ausübung seines Amtes verhindert ist. 

(5) Betrifft ein Beschluß nach Absatz 4 ein Mit- 
glied der Vertreter Versammlung, bedarf er der 
Zustimmung des Vorsitzenden der Vertreter Ver- 
sammlung. Stimmt der Vorsitzende nicht zu, 
entscheidet hierüber die Vertreterversammlung. 

(6) Bevor ein Beschluß nach Absatz 4 gefaßt 
wird, ist dem Betroffenen Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. Gegen den Beschluß kann 
das Organmitglied binnen einem Monat nach 
der Bekanntgabe bei dem zuständigen Sozial- 
gericht Klage erheben; ein Vorverfahren findet 
nicht statt. 

(7) Für die Stellvertreter von Organmitglie- 
dern gelten Absatz 2 Satz 1, Absätze 3, 4, 5 
und 6, für Versichertenälteste und Vertrauens- 
männer Absatz 2 Satz 2, Absätze 3, 4 und 6 
entsprechend. 

i(8) Endet die Mitgliedschaft in einem Organ, 
so tritt bis zur Ergänzung des Organs an die 
Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds ein Stell- 
vertreter. " 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Der Vorstand hat ein Organmitglied durch 
Beschluß von seinem Amt zu entbinden, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt oder die Voraus- 
setzungen der Wählbarkeit am Tag der Wahl- 
ankündigung nicht Vorgelegen haben oder nach- 
träglich weggefallen sind. Jedes Organmitglied 
ist verpflichtet, Veränderungen, die seine Wähl- 
barkeit berühren, dem Vorsitzenden des Vor- 
standes unverzüglich anzuzeigen. Verstößt ein 
Organmitglied in grober Weise gegen seine 
Amtspflichten, hat der Vorstand das Mitglied 
durch Beschluß seines Amtes zu entheben. Der 
Vorstand kann die sofortige Vollziehung des 
Beschlusses anordnen. Die Anordnung hat die 
Wirkung, daß das Mitglied an der Ausübung 
seines Amtes verhindert ist. 

(5) Betrifft ein Beschluß nach Absatz 4 ein Mit- 
glied der Vertreterversammlung, bedarf er der 
Zustimmung des Vorsitzenden der Vertreterver- 
sammlung. Stimmt der Vorsitzende nicht zu 

oder betrifft der Beschluß ihn selbst, entschei- 
det die Vertreterversammlung, 

(6) Bevor ein Beschluß nach Absatz 4 gefaßt 
wird, ist dem Betroffenen Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. Gegen den Beschluß kann 
das Organmitglied binnen einem Monat nach 
der Zustellung bei dem zuständigen Sozialge- 
richt Klage erheben; ein Vorverfahren findet 
nicht statt. 

(7) unverändert 


(8) unverändert 
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7. § 4 erhält folgende Fassung 

.§ 4 

Wahlrechtsgrundsätze und Wahlvorschlagsrecht 

(1) Die Versicherten wählen ihre Vertreter in 
die Vertreterversammlung sowie die Versicher- 
tenältesten. Die Arbeitgeber wählen ihre Ver- 
treter in die Vertreterversammlung sowie die 
Vertrauensmänner. Die Selbständigen ohne 
fremde Arbeitskräfte in der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung wählen ihre Vertreter in die 
Vertreterversammlung und die Vetrauensmän- 
ner. In der Knappschaftsversicherung wählen 
die Knappschaftsältesten der Arbeiter und die 
Knappschaftsältesten der Angestellten je für 
sich getrennt die Vertreter der Versicherten 
in die Vertreterversammlung. 

(2) Gewählt wird auf Grund von Vorschlags- 
listen. Das Recht, Vorschlagslisten einzureichen, 
haben Gewerkschaften, Vereinigungen von 
Arbeitgebern und, soweit sie die Voraussetzun- 
gen des Absatzes 3 erfüllen, sonstige Arbeit- 
nehmervereinigungen (§ 2 a Abs. 4 Satz 2). 
Arbeitnehmer- und Arbeitgebervereinigungen, 
die sich nach ihrer Satzung auch an den Wahlen 
zu den Organen der Versicherungsträger be- 
teiligen können, dürfen keinen Namen führen, 
der als Bestandteil die Bezeichnung des Ver- 
sicherungsträgers enthält. Für die Gruppe der 
Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte haben 
die auf freiwilliger Grundlage gebildeten berufs- 
ständischen Vereinigungen der Landwirtschaft 
das Recht, Vorschlagslisten einzureichen; die 
Vorschlagslisten müssen maßgeblich von Selb- 
ständigen ohne fremde Arbeitskräfte aufgestellt 
sein. Für die Gruppe der Versicherten bei den 
besonderen Trägern der Unfallversicherung für 
die Feuerwehren haben die Landesfeuerwehr- 
verbände das Recht, Vorschlagslisten einzu- 
reichen. Das Recht, Vorschlagslisten (freie 
Listen) einzureichen, haben ferner Versicherte, 
Arbeitgeber und Selbständige ohne fremde 
Arbeitskräfte, die nicht in einer Vereinigung 
zusammengeschlossen sind, soweit sie die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 3 erfüllen. 


(3) Sonstige Arbeitnehmervereinigungen kön- 
nen Vorschlagslisten nur einreichen, wenn sie 
eine Satzung haben, die ihre sozial- oder be- 
rufspolitische Zwecksetzung erkennen läßt. 
Vorschlagslisten sonstiger Arbeitnehmerver- 
einigungen, die seit der letzten Wahl nicht mit 
mindestens einem Vertreter ununterbrochen in 
der Vertreterversammlung vertreten sind, und 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

7. § 4 erhält folgende Fassung 

♦ 

.§ 4 

Wahlrechtsgrundsätze und Wahlvorschlagsrecht 

(1) unverändert 


(2) Gewählt wird auf Grund von Vorschlags- 
listen? sie dürfen unter den ersten drei Bewer- 
bern höchstens eine, unter den ersten sechs 
Bewerbern höchstens zwei und unter den ersten 
zwölf Bewerbern höchstens vier Personen ent- 
halten, die zu den in § 2 a Abs. 4 Satz 1 genann- 
ten gehören. Das Recht, Vorschlagslisten einzu- 
reichen, haben Gewerkschaften, Vereinigungen 
von Arbeitgebern und, soweit sie die Voraus- 
setzungen des Absatzes 3 erfüllen, sonstige Ar- 
beitnehmervereinigungen (§ 2 a Abs. 4 Satz 1). 
Arbeitnehmer- und Arbeitgebervereinigungen, 
die sich nach ihrer Satzung auch an den Wahlen 
zu den Organen der Versicherungsträger be- 
teiligen können, dürfen keinen Namen führen, 
der als Bestandteil die Bezeichnung des Ver- 
sicherungsträgers oder einen den Versiche- 
rungsträger kennzeichnenden Teil dieser Be- 
zeichnung enthält. Für die Gruppe der Selb- 
ständigen ohne fremde Arbeitskräfte haben die 
auf freiwilliger Grundlage gebildeten berufs- 
ständischen Vereinigungen der Landwirtschaft 
das Recht, Vorschlagslisten einzureichen; die 
Vorschlagslisten müssen maßgeblich von Selb- 
ständigen ohne fremde Arbeitskräfte aufgestellt 
sein. Für die Gruppe der Versicherten bei den 
besonderen Trägern der Unfallversicherung für 
die Feuerwehren haben die Landesfeuerwehr- 
verbände das Recht, Vorschlagslisten einzu- 
reichen. Das Recht, Vorschlagslisten (freie 
Listen) einzureichen, haben ferner Versicherte, 
Arbeitgeber und Selbständige ohne fremde 
Arbeitskräfte, die nicht in einer Vereinigung 
zusammengeschlossen sind, soweit sie die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 3 erfüllen. 

(3) Sonstige Arbeitnehmervereinigungen kön- 
nen Vorschlagslisten nur einreichen, wenn sie 
eine Satzung haben, die ihre sozial- oder be- 
rufspolitische Zwecksetzung erkennen läßt. 
Vorschlagslisten sonstiger Arbeitnehmerver- 
einigungen, die seit der letzten Wahl nicht mit 
mindestens einem Vertreter ununterbrochen in 
der Vertreterversammlung vertreten sind, und 


12 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1925 


Entwurf 

freie Listen müssen bei einem Versicherungs- 
träger mit nicht mehr als 150 Versicherten von 
mindestens 5 Wahlberechtigten, 

mit mehr als 150, aber nicht mehr als 1000 Ver- 
sicherten von mindestens 10 Wahlberechtigten, 

mit mehr als 1000, aber nicht mehr als 5000 
Versicherten von mindestens 15 Wahlberechtig- 
ten, 

mit mehr als 5000 aber nicht mehr als 10 000 
Versicherten von mindestens 20 Wahlberechtig- 
ten, 

mit mehr als 10 000, aber nicht mehr als 50 000 
Versicherten von mindestens 30 Wahlberechtig- 
ten, 

mit mehr als 50 000, aber nicht mehr als 100 000 
Versicherten von mindestens 100 Wahlberech- 
tigten, 

mit mehr als 100 000, aber nicht mehr als 500 000 
Versicherten von mindestens 250 Wahlberech- 
tigten, 

mit mehr als 500 000 Versicherten von minde- 
stens 500 Wahlberechtigten 


unterzeichnet sein. Kann der Versicherungs- 
träger die Zahl der Versicherten nicht zweifels- 
frei feststellen, ist die geringere Zahl von Unter- 
schriften zu fordern. Sätze 2 und 3 gelten für 
Arbeitgeber mit der Maßgabe, daß die Unter- 
zeichner einer Vorschlagsliste zusammen über 
eine der in Satz 2 genannten Mindestzahlen 
entsprechende Stimmenzahl (§ 11 d) beim Ver- 
sicherungsträger verfügen müssen. 

(4) Die Mitglieder des Vorstandes und ihre 
Stellvertreter werden von der Vertreterver- 
sammlung gewählt, und zwar die Vertreter der 
Versicherten, der Arbeitgeber und der Selbstän- 
digen ohne fremde Arbeitskräfte je für sich ge- 
trennt. In der Knappschaftsversicherung werden 
die Vertreter der Versicherten nach Arbeitern 
und Angestellten getrennt gewählt. Gewählt 
wird auf Grund von Vorschlagslisten mit min- 
destens zwei Unterschriften von Vertretern der 
Gruppen, die der Vertreterversammlung ange- 
hören. 

(5) Die Wahlen sind frei und geheim; es gelten 
die Grundsätze der Verhältniswahl. Eine Ver- 
bindung mehrerer Vorschlagslisten (Listenver- 
bindung) und eine Zusammenlegung mehrerer 
Vorschlagslisten zu einer Vorschlagsliste (Listen- 
zusammenlegung) sind zulässig. Das Ergebnis 
der Wahlen wird nach dem Höchstzahlver- 
fahren d'Hondt ermittelt. Dabei werden für die 
Wahlen der Versichertenältesten in der Knapp- 
schaftsversicherung nur die Vorschlagslisten be- 
rücksichtigt, die mindestens fünf vom Hundert 
der im Bereich der Knappschaft abgegebenen 
gültigen Stimmen erhalten haben. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

freie Listen müssen bei einem Versicherungs- 
träger mit nicht mehr als 150 Versicherten von 
mindestens 5 Wahlberechtigten, 

mit mehr als 150, aber nicht mehr als 1000 Ver- 
sicherten von mindestens 10 Wahlberechtigten, 

mit mehr als 1000, aber nicht mehr als 5000 
Versicherten von mindestens 15 Wahlberechtig- 
ten, 

mit mehr als 5000 aber nicht mehr als 10 000 
Versicherten von mindestens 20 Wahlberechtig- 
ten, 

mit mehr als 10 000, aber nicht mehr als 50 000 
Versicherten von mindestens 30 Wahlberechtig- 
ten, 

mit mehr als 50 000, aber nicht mehr als 100 000 
Versicherten von mindestens 100 Wahlberech- 
tigten, 

mit mehr als 100 000, aber nicht mehr als 500 000 
Versicherten von mindestens 250 Wahlberech- 
tigten, 

mit mehr als 500 000, aber nicht mehr als 
einer Million Versicherten von mindestens 500 
Wahlberechtigten, 

mit mehr als einer Million Versicherten von 
mindestens 1000 Wahlberechtigten 

unterzeichnet sein. Kann der Versicherungs- 
träger die Zahl der Versicherten nicht zweifels- 
frei feststellen, ist die geringere Zahl von Unter- 
schriften zu fordern. Sätze 2 und 3 gelten für 
Arbeitgeber mit der Maßgabe, daß die Unter- 
zeichner einer Vorschlagsliste zusammen über 
eine der in Satz 2 genannten Mindestzahlen 
entsprechende Stimmenzahl (§ 11 d) beim Ver- 
sicherungsträger verfügen müssen. 

(4) Die Mitglieder des Vorstandes und ihre 
Stellvertreter werden von der Vertreterver- 
sammlung gewählt, und zwar wählen die Ver- 
treter der Versicherten, der Arbeitgeber und der 
Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte in der 
Vertreterversammlung je für sich getrennt die 
Vertreter ihrer Gruppe. In der Knappschaftsver- 
sicherung werden die Vertreter der Versicher- 
ten nach Arbeitern und Angestellten getrennt 
gewählt. Gewählt wird auf Grund von Vor- 
schlagslisten mit mindestens zwei Unterschriften 
von Vertretern der Gruppen, die der Vertreter- 
versammlung angehören. 

(5) Die Wahlen sind frei und geheim; es gel- 
ten die Grundsätze der Verhältniswahl. Eine Zu- 
sammenlegung mehrerer Vorschlagslisten zu 
einer Vorschlagsliste (Listenzusammenlegung) 
und eine Verbindung mehrerer Vorschlagslisten 
(Listenverbindung) sind zulässig. Verbundene 
Listen gelten bei der Ermittlung des Wahlergeb- 
nisses im Verhältnis zu den übrigen Listen als 
eine Liste. 
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(6) Wird aus einer Gruppe nur eine Vor- 
schlagsliste zügelassen, so gelten die Vorge- 
schlagenen als gewählt; dies gilt entsprechend, 
wenn zwar mehrere Vorschlagslisten zugelas- 
sen werden, in ihnen aber insgesamt nicht mehr 
Bewerber benannt sind, als Mitglieder zu wäh- 
len sind." 

8. § 4 a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Satz 2 werden die Worte „§ 4 Abs. 5 
und 6" durch die Worte „§ 4 Abs. 4 bis 6" 
ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „§ 4 Abs. 1" 
durch die Worte „§ 4 Abs. 2" ersetzt. 

9. § 4 b wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Scheidet ein Mitglied der Vertreter- 
versammlung oder ein Stellvertreter vorzei- 
tig aus, so fordert der Vorsitzende des Vor- 
standes im Benehmen mit dem Vorsitzenden 
der Vertreterversammlung die Stelle, welche 
die Vorschlagsliste eingereicht hat (Listen- 
träger), unverzüglich auf, dem Vorstand 
innerhalb eines Monats einen Nachfolger 
vorzuschlagen. Auf Antrag des Listenträgers 
kann der Vorsitzende des Vorstandes die 
Frist einmal um einen Monat verlängern." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Als Stichtag für die Voraussetzungen 
der Wählbarkeit gilt der Erste des Monats, 
in dem der Listenträger den Nachfolger vor- 
schlägt." 

c) In Absatz 3 werden die Worte „die Stelle, 
welche die Vorschlagsliste eingereicht hat", 
durch die Worte „den Listenträger" ersetzt. 

d) In Absatz 4 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Der Vorstand benachrichtigt hiervon das 
neue Mitglied, den Vorsitzenden der Ver- 
treterversammlung und den Listenträger." 


e) In Absatz 6 wird das Wort „kommt" durch 
die Worte „gekommen oder nicht die vor- 
geschriebene Zahl von Mitgliedern gewählt 
oder kein Stellvertreter benannt worden 
ist" ersetzt. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

(5 a) Das Ergebnis der Wahlen wird nach dem 
Höchstzahlverfahren d'Hondt ermittelt. Dabei 
werden nur die Vorschlagslisten berücksichtigt, 
die mindestens fünf vom Hundert der abgegebe- 
nen gültigen Stimmen erhalten haben. 

(6) unverändert 


8. unverändert 


9. § 4 b wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Scheidet ein Mitglied der Vertreter- 
versammlung oder ein Stellvertreter vorzei- 
tig aus, so fordert der Vorsitzende des Vor- 
standes im Benehmen mit dem Vorsitzenden 
der Vertreterversammlung die Stelle, welche 
die Vorschlagsliste eingereicht hat (Listen- 
träger), unverzüglich auf, dem Vorstand 
innerhalb zweier Monate einen Nachfolger 
vorzuschlagen. Auf Antrag des Listenträgers 
kann der Vorsitzende des Vorstandes die 
Frist einmal um einen Monat verlängern." 

b) unverändert 


c) unverändert 


d) In Absatz 4 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Der Vorstand benachrichtigt hiervon das 
neue Mitglied, den Vorsitzenden der Ver- 
treterversammlung, den Listenträger, die 

Aufsichtsbehörde sowie den Wahlbeauf- 
tragten." 

e) unverändert 


14 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1925 


Entwurf 

10. § 4c wird wie folgt geändert und ergänzt: 


a) Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Als Stichtag für die Voraussetzungen 
der Wählbarkeit gilt der Erste des Monats, 
in dem der Listenvertreter den Nachfolger 
vor schlägt." 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab- 
sätze 3 bis 5; der bisherige Absatz 5 wird 
gestrichen. 

c) In dem neuen Absatz 4 erhalten die Sätze 2 
und 3 folgende Fassung: 

„Bei der Mitteilung des Vorschlags ist dar- 
auf hinzuweisen, daß der Vorgeschlagene 
als gewählt gilt, wenn innerhalb eines Mo- 
nats kein anderer Vorschlag eingeht Gilt 
der Vorgeschlagene danach als gewählt, be- 
nachrichtigt der Vorstand ihn, den Vorsit- 
zenden der Vertreterversammlung und den 
Listenträger." 

d) In dem neuen Absatz 5 werden die Worte 
„(Absatz 1 und 2)" durch die Worte „(Ab- 
satz 1 und 3)", die Worte „(Absatz 3 Satz 2)" 
durch die Worte „(Absatz 4 Satz 2)" und 
die Worte „(§ 4 Abs. 5 und 6)" durch die 
Worte „(§ 4 Abs. 4 bis 6)" ersetzt. 

11. § 4d wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) Der Überschrift werden ein Komma und 
die Worte „Nichtzustandekommen der Wahl 
eines Versidiertenältesten" angefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „(§ 4 b 
Abs. 2 und 3)" durch die Worte „(§ 4 b 
Abs. 1 und 3)" ersetzt. 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„ (3) Wird in der Knappschaftsversiche- 
rung für einen Ältestensprengel kein Be- 
werber für das Amt eines Versichertenälte- 
sten vorgeschlagen, so zeigt der Vorstand 
dies der Aufsichtsbehörde an. Diese beruft 
den Versichertenältesten aus der Zahl der 
Wählbaren." 

12. § 5 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 2 Satz 4 werden nach dem Wort 
„Satzung" die Worte „jedes Versicherungs- 
trägers" und nach dem Wort „abwechselnd" 
die Worte „je für mindestens ein Jahr" ein- 
gefügt. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

10. § 4 c wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

vor a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„eines Monats" durch die Worte „zweier 
Monate“ ersetzt. 

a) Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Als Stichtag für die Voraussetzungen 
der Wählbarkeit gilt der Erste des Monats, 
in dem der Listenvertreter und sein Stellver- 
treter den Nachfolger Vorschlägen.“ 

b) unverändert 


c) In dem neuen Absatz 4 erhalten die Sätze 2 
und 3 folgende Fassung: 

„Bei der Mitteilung des Vorschlags ist dar- 
auf hinzuweisen, daß der Vorgeschlagene 
als gewählt gilt, wenn innerhalb eines Mo- 
nats kein anderer Vorschlag eingeht. Gilt 
der Vorgeschlagene danach als gewählt, be- 
nachrichtigt der Vorstand ihn, den Vorsit- 
zenden der Vertreterversammlung, den 
Listenträger sowie den Wahlbeauftragten." 

d) unverändert 


11. unverändert 


12. § 5 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) unverändert 


b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ein- b) unverändert 

gefügt: 
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„(3) Schließen Tatsachen das Vertrauen 
der Organmitglieder zu der Amtsführung 
eines Vorsitzenden oder stellvertretenden 
Vorsitzenden aus, so kann das Organ mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mit- 
gliedern die Abberufung beschließen. § 3 a 
Abs. 6 Satz 1 gilt entsprechend. Ein Vorsit- 
zender oder stellvertretender Vorsitzender 
kann auch auf eigenen Wunsch aus diesem 
Amt ausscheidenj die Amtsführung endet 
mit dem Zeitpunkt der Neuwahl durch das 
Organ." 

c) Die Absätze 3 und 4 werden Absätze 4 und 5. 

d) Im neuen Absatz 4 wird der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„ nachdem das Organ ergänzt worden ist." 


13, § 6 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Soweit er eines Ausweises bedarf, genügt 
eine Bescheinigung der Aufsichtsbehörde 
über seine Zusammensetzung und den Um- 
fang seiner Vertretungsmacht. Der Vorstand 
hat das Ergebnis jeder Wahl und jede Ände- 
rung in seiner Zusammensetzung innerhalb 
zwei Wochen der Aufsichtsbehörde anzuzei- 
gen." 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Der Vorstand hat bei der Behandlung 
von Fragen, die die Volksgesundheit berüh- 
ren, einen auf dem Gebiet der Volksgesund- 
heit und der Sozialversicherung erfahrenen 
Arzt mit beratender Stimme hinzuzuziehen. 
Der Vorstand wählt den Arzt auf Grund von 
Vorschlägen der zuständigen Ärztekammer 
aus." 

14. § 7 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 


c) unverändert 

d) Der neue Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Scheiden der Vorsitzende eines 
Organs oder sein Stellvertreter gemäß § 3 a 
Abs. 3 oder § 5 Abs. 3 aus, so werden sie 
durch Neuwahl ersetzt. In den Fällen des 
§ 3 a Abs. 3 erfolgt die Neuwahl, nachdem 
das Organ ergänzt worden ist. Für die Zeit 
bis zum Eintreten des Nachfolgers des Vor- 
sitzenden eines Organs tritt der stellver- 
tretende Vorsitzende, in der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung und in der 
Knappschaftsversicherung der 1 . stellver- 
tretende Vorsitzende oder, falls dieser aus- 
geschieden ist, der 2. stellvertretende Vor- 
sitzende an die Stelle des ausgeschiedenen 
Vorsitzenden." 

13. § 6 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Soweit er eines Ausweises bedarf, genügt 
eine Bescheinigung der Aufsichtsbehörde 
über seine Zusammensetzung und den Um- 
fang seiner Vertretungsmacht. Der Vorstand 
hat das Ergebnis jeder Wahl und jede Ände- 
rung in seiner Zusammensetzung innerhalb 
zweier Wochen der Aufsichtsbehörde anzu- 
zeigen." 

Buchstabe b entfällt hier 

siehe Artikel 1 Nr. 4 (§ 2 b Abs. 7) 


14. unverändert 


a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„Haftung". 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 3 ange- 
fügt: 
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„Diese kann die Haftung an Stelle und auf 
Kosten des Versicherungsträgers geltend 
machen." 

c) Die Absätze 2 bis 4 werden gestrichen} Ab- 
satz 5 wird Absatz 2. 


15. § 8 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 Buchstabe a wird folgender 
Satz 3 angefügt; 

„Stimmt der Vorstand nicht zu und bestellt 
der Arbeitgeber keinen anderen Geschäfts- 
führer, der die Zustimmung des Vorstandes 
findet, werden die Aufgaben des Geschäfts- 
führers auf Kosten der Betriebskranken- 
kasse durch die Aufsichtsbehörde oder durch 
Beauftragte der Aufsichtsbehörde einstwei- 
len wahrgenommen." 

b) In Absatz 1 Buchstabe c Satz 1 werden nach 
dem Wort „Arbeiter" die Worte „und der 
Angestellten" eingefügt; nach dem Wort 
„Geschäftsführung" wird das Semikolon 
durch einen Punkt ersetzt und der nachfol- 
gende Halbsatz gestrichen. Satz 4 wird ge- 
strichen; die Sätze 5 und 6 werden Sätze 4 
und 5. Nach dem neuen Satz 5 werden der 
Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 
Worte angefügt; 

„soweit nicht die §§ 9 bis 11 des Gesetzes 
über die Errichtung der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte vom 7. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 857), geändert 
durch das Bundesversicherungsamtsgesetz 
vom 9. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 415), 
unmittelbar gelten." 

c) In Absatz 1 Buchstabe d werden die Worte 
„sowie der Städte mit Eigenunfallversiche- 
rung" gestrichen und das Wort „Feuerwehr- 
Unfallversicherungskassen" durch die Worte 
„besonderen Trägern der Unfallversicherung 
für die Feuerwehren" ersetzt. 

d) In Absatz 1 Buchstabe e werden die Worte 
„knappschaftliche Versicherung" durch das 
Wort „Knappschaftsversicherung" ersetzt; 
der letzte Halbsatz erhält folgende Fassung: 

„Buchstabe c Sätze 1, 2 und 4 gilt entspre- 
chend. " 

e) Dem Absatz 3 werden folgende Sätze 2 und 
3 angefügt: 

„§ 2 b Abs. 5 und § 3a Abs. 4 und 6 Satz 1 
gelten entsprechend. Bei der Aufstellung 
des Haushalts, des Stellenplans und in Fra- 
gen der Vermögensanlage der Träger der 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten sowie der Knappschaftsver- 
sicherung haben die Geschäftsführung als 
solche oder der Geschäftsführer eine be- 
schließende Stimme." 


15. § 8 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 


e) Dem Absatz 3 werden folgende Sätze 2 und 
3 angefügt: 

„§ 2 b Abs. 5 und § 3a Abs. 4, 6 und 8 gel- 
ten für die Geschäftsführer und deren ge- 
wählte Stellvertreter entsprechend. Bei der 
Aufstellung des Haushalts, des Stellenplans 
und in Fragen der Vermögensanlage der 
Träger der Rentenversicherungen der Arbei- 
ter und der Angestellten sowie der Knapp- 
schaftsversicherung haben die Geschäftsfüh- 
rung als solche oder der Geschäftsführer 
eine beschließende Stimme." 
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f) In Absatz 6 Satz 3 werden die Worte „ober- 
ste Verwaltungsbehörde " durch die Worte 
„nach Bundes- oder Landesrecht für das Per- 
sonalwesen zuständige unabhängige Stelle " 
ersetzt. 

16. Nach § 8 wird folgende Abschnittsübersdirift 
^ eingefügt: 

„Zweiter Abschnitt 
Wahlen" 


17. Folgende §§ 9 und 9 a werden eingefügt: 

♦ 

„§ 9 

Wahlrecht 

(1) Wahlberechtigt ist, wer 

1. am einundfünfzigsten Tage vor dem 
Wahlsonntag bei dem Versicherungs- 
träger zu einer der Gruppen gehört, 
aus deren Vertretern sich die Organe 
des Versicherungsträgers zusammen- 
setzen, und seinen Wohnsitz oder ge- 
gewöhnlichen Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes hat oder 
regelmäßig dort beschäftigt oder tätig 
ist, 

2. am Wahlsonntag das achtzehnte Le- 
bensjahr vollendet hat. 

(2) Vom Wahlrecht ist ausgeschlossen, 

1. wer entmündigt ist oder unter vor- 
läufiger Vormundschaft oder wegen 
geistigen Gebrechens unter Pflegschaft 
steht, 

2. wer durch Richterspruch die bürger- 
lichen Ehrenrechte oder das Wahl- 
recht rechtskräftig verloren hat, 

3. wer wegen Geisteskrankheit oder 
Geistesschwäche in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt untergebracht ist. 

(3) Anstelle eines Arbeitgebers, der nach 
den Absätzen 1 und 2 nicht wahlberechtigt oder 
vom Wahlrecht ausgeschlossen ist, kann nach 
Maßgabe der Vorschriften dieser Absätze sein 
gesetzlicher Vertreter oder, wenn ein solcher 
nicht vorhanden ist, ein Geschäftsführer oder 
bevollmächtigter Betriebsleiter das Wahlrecht 
ausüben. 

(4) Die Satzung kann bestimmen, daß nicht 
wahlberechtigt ist, wer mit der Zahlung der 
Beiträge im Rückstand ist. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

f) In Absatz 6 Satz 2 werden hinter dem 
Wort „Reichsversicherungsgesetze" die 
Worte „oder dieses Gesetz" eingefügt. 

16. unverändert 

17. unverändert 


§ 9 a 

Wählbarkeit 

(1) Wählbar ist, wer am Tage der Wahlan- 
kündigung 
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1. bei dem Versicherungsträger zu einer 
der Gruppen gehört, aus deren Ver- 
tretern sich die Organe des Versiche- 
rungsträgers zusammensetzen, oder 
den Organen des Versicherungsträ- 
gers nach § 2 a Abs. 4 oder 6 ange- 
hören könnte, 

2. das Wahlrecht zum Deutschen Bun- 
destag besitzt, 

3. seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt in einem Lande hat, das 
ganz oder teilweise zum Zuständig- 
keitsbereich des Versicherungsträgers 
gehört, oder in einem solchen Lande 
regelmäßig beschäftigt oder tätig ist. 

Wählbar als Arbeitgeber ist auch dessen ge- 
setzlicher Vertreter, Geschäftsführer oder be- 
vollmächtigter Betriebsleiter. Wählbar als Ver- 
sichertenältester ist, wer am Tage der Wahl- 
ankündigung mindestens drei Jahre versichert 
war oder einen Anspruch auf Leistung hat, am 
Wahlsonntag das vierundzwanzigste Lebensjahr 
vollendet und seinen Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt in dem Versichertenältesten- 
bezirk hat. 

(2) Nicht wählbar ist, 

1. wer nach § 9 Abs. 2 vom Wahlrecht 
ausgeschlossen ist, 

2. wer durch Richterspruch die Wählbar- 
keit oder die Fähigkeit zur Beklei- 
dung öffentlicher Ämter rechtskräftig 
verloren hat, 

3. wer infolge gerichtlicher Anordnung 
in der Verfügung über sein Vermö- 
gen beschränkt ist, 

4. wer seit dem letzten Wahljahr nach 
§ 3 a wegen grober Verletzung seiner 
Pflichten seines Amtes enthoben wor- 
den ist. 

Als Versichertenältester ist ferner nicht wähl- 
bar, wer zur geschäftsmäßigen Besorgung frem- 
der Rechtsangelegenheiten zugelassen ist. 

(3) Die Wählbarkeit ruht für 

1. Beamte, Angestellte und Arbeiter des 
Versicherungsträgers, 

2. leitende Beamte und Angestellte einer 
Behörde, die Aufsichts- oder Geneh- 
migungsbefugnisse gegenüber dem 
Versicherungsträger hat, 

3. andere Beamte und Angestellte einer 
solchen Behörde, sofern sie im Fach- 
gebiet der Sozialversicherung tätig 
sind, 

4. Personen, die regelmäßig freiberuf- 
lich für den Versicherungsträger tätig 
sind, 

und zwar für die unter Nummern 1 bis 3 Ge- 
nannten bis zur tatsächlichen Beendigung ihrer 
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Tätigkeit, für die unter Nummer 4 Genannten 
bis zum Ablauf eines Jahres nach dem letzten 
Tätigwerden. 

(4) Die Satzung kann bestimmen, daß nicht 
wählbar ist, wer mit der Zahlung der Beiträge 
im Rückstand ist." 


18. § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

Gruppenzugehörigkeit 

Die Gruppenzugehörigkeit in einem Versiche- 
rungszweig und bei einem Versicherungsträger 
richtet sich nach den Vorschriften der Sozial- 
versicherungsgesetze, soweit dieses Gesetz nicht 
Abweichendes bestimmt." 


19. Nach § 10 werden folgende §§ 10 a bis 10 e 
eingefügt: 

*§ 10 a 

Gruppe der Versicherten 

(1) In der Krankenversicherung gehören zur 
Gruppe der Versicherten die Mitglieder einer 
Krankenkasse, soweit sie nicht zur Gruppe der 
Arbeitgeber dieser Krankenkasse gehören. 

(2) In der Unfallversicherung gehören zur 
Gruppe der Versicherten die unfallversicherten 
Personen, soweit sie nicht zur Gruppe der Ar- 
beitgeber oder zur Gruppe der Selbständigen 
ohne fremde Arbeitskräfte gehören, und die 
Rentenbezieher. In der landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung gehören nur die Rentenbezie- 
her zur Gruppe der Versicherten, die ihr un- 
mittelbar vor dem Ausscheiden aus der ver- 
sicherten Tätigkeit angehört haben. Wer zur 
Gruppe der Versicherten gleichzeitig als Ver- 
sicherter und als Rentenbezieher gehört , gilt 
nur als Versicherter. Bei den besonderen Trä- 
gern der Unfallversicherung für die Feuerweh- 
ren gehören die freiwilligen Feuerwehrmänner 
zur Gruppe der Versicherten. 

(3) In den Rentenversicherungen der Arbei- 
ter und der Angestellten sowie in der Knapp- 
schaftsversicherung gehört zur Gruppe der Ver- 
sicherten, wer 

am Stichtag (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 oder § 9 a 
Abs. 1) versicherungspflichtig beschäftigt 
oder tätig ist 

oder 

in der Zeit vom 1. Januar des zweiten dem 
Wahljahr vorhergehenden Jahres bis zum 
Stichtag eine Beitragszeit von mindestens 
sechs Kalendermonaten zurückgelegt hat 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 


18. § 10 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ io 

Gruppenzugehörigkeit 

Die Gruppenzugehörigkeit in einem Versiche- 
rungszweig und bei einem Versicherungsträger 
richtet sich nach den Vorschriften der Sozial- 
versicherungsgesetze, soweit dieses Gesetz 
nichts Abweichendes bestimmt." 

19. Nach § 10 werden folgende §§ 10 a bis 10 e 
^ eingefügt: 

„§ 10 a 

Gruppe der Versicherten 

(1) unverändert 


(2) In der Unfallversicherung gehören zur 
Gruppe der Versicherten die unfallversicherten 
Personen, soweit sie nicht zur Gruppe der Ar- 
beitgeber oder zur Gruppe der Selbständigen 
ohne fremde Arbeitskräfte gehören, und die 
Rentenbezieher. In der landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung gehören nur die Rentenbezie- 
her zur Gruppe der Versicherten, die ihr un- 
mittelbar vor dem Ausscheiden aus der ver- 
sicherten Tätigkeit angehört haben. Bei den be- 
sonderen Trägern der Unfallversicherung für 
die Feuerwehren gehören die freiwilligen 
Feuerwehrmänner zur Gruppe der Versicherten. 


(3) In den Rentenversicherungen der Arbei- 
ter und der Angestellten sowie in der Knapp- 
schaftsversicherung gehört zur Gruppe der Ver- 
sicherten, wer 

am Stichtag (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 oder § 9 a 
Abs. 1) versicherungspflichtig beschäftigt 
oder tätig ist 

oder 

in der Zeit vom 1. Januar des zweiten dem 
Wahljahr vorhergehenden Jahres bis zum 
Stichtag eine Beitragszeit von mindestens 
sechs Kalendermonaten zurückgelegt hat 
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oder 

bis zum Stichtag eine Versicherungszeit von 
mindestens sechzig Kalendermonaten zu- 
rückgelegt hat, ohne im Besitz eines Ren- 
tenbescheides zu sein, 

oder 

Rentenbezieher ist. 

Wer zur Gruppe der Versicherten gleichzeitig 
als Versicherter und als Rentenbezieher gehört, 
gilt nur als Rentenbezieher; bezieht er als Ver- 
sicherter in der Knappschaftsversicherung Berg- 
mannsrente oder Knappschaftsrente wegen Be- 
rufsunfähigkeit, so gilt er nur als Versicherter . 

§ 10b 

Gruppe der Arbeitgeber 

(1) Zur Gruppe der Arbeitgeber gehören nur 
Personen, die regelmäßig mindestens einen 
beim Versicherungs träger versicherungspflich- 
tigen Arbeitnehmer beschäftigen. 

(2) In der Unfallversicherung gehören zur 
Gruppe der Arbeitgeber auch die unfallver- 
sicherten Unternehmer und ihre unfallversicher- 
ten Ehegatten, soweit § 10 c nicht Abweichendes 
bestimmt. In der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung gehören zur Gruppe der Arbeit- 
geber auch die Rentenbezieher, die ihr unmittel- 
bar vor dem Ausscheiden aus der versicherten 
Tätigkeit angehört haben. Bei den besonderen 
Trägern der Unfallversicherung für die Feuer- 
wehren gehören die Gemeinden und Gemeinde- 
verbände zur Gruppe der Arbeitgeber. 


§ 10 c 

Gruppe der Selbständigen ohne fremde 
Arbeitskräfte 

In der landwirtschaftlichen Unfallversicherung 
bilden die Selbständigen ohne fremde Arbeits- 
kräfte und ihre unfallversicherten Ehegatten 
eine Gruppe. Zu dieser Gruppe gehören auch 
die Rentenbezieher, die ihr unmittelbar vor 
dem Ausscheiden aus der versicherten Tätig- 
keit angehört haben. 

§ 10d 

Zugehörigkeit zu mehreren Gruppen 

(1) Wer gleichzeitig die Voraussetzungen für 
die Zugehörigkeit zur Gruppe der Versicherten 
und zur Gruppe der Arbeitgeber desselben Ver- 
sicherungsträgers erfüllt, gilt nur als zur Gruppe 
der Arbeitgeber gehörig; beschäftigt er außer 
einer Hausangestellten, einer Hausgehilfin oder 
einer Haushaltshilfe keinen anderen Arbeit- 
nehmer, gilt er nur als zur Gruppe der Ver- 
sicherten gehörig. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 
oder 

bis zum Stichtag eine Versicherungszeit von 
mindestens sechzig Kalendermonaten zu- 
rückgelegt hat, ohne im Besitz eines Ren- 
tenbescheides zu sein, 

oder 

Rentenbezieher ist. 


§ 10b 

unverändert 


§ 10c 

unverändert 


§ 10d 

unverändert 
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(2) Wer gleichzeitig die Voraussetzungen für 
die Zugehörigkeit zur Gruppe der Versicherten 
und zur Gruppe der Selbständigen ohne fremde 
Arbeitskräfte desselben Versicherungsträgers 
erfüllt, gilt nur als zur Gruppe der Selbständi- 
gen ohne fremde Arbeitskräfte gehörig. Wer 
jedoch in dem Jahr vor dem Stichtag (§ 9 Abs. 1 
Nr. 1 oder § 9 a Abs. 1) sechsundzwanzig 
Wochen als unfallversicherter Arbeitnehmer in 
der Land- oder Forstwirtschaft beschäftigt war, 
gilt nur als zur Gruppe der Versicherten ge- 
hörig. 

§ 10e § 

örtliche Zuständigkeit u n v e 

(1) In der Rentenversicherung der Arbeiter 
ist der Versicherte wählbar und wahlberechtigt 
bei der Landesversicherungsanstalt, in deren 
Zuständigkeitsbereich er seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Ist der Versicherte 
jedoch an einem anderen Ort regelmäßig be- 
schäftigt oder tätig und liegt dieser Ort im Zu- 
ständigkeitsbereich einer anderen Landesver- 
sicherungsanstalt, so ist er nur bei dieser wähl- 
bar und wahlberechtigt. In der Knappschafts- 
versicherung ist der Versicherte bei der Knapp- 
schaft wählbar und wahlberechtigt, in deren 
Zuständigkeitsbereich er seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Wanderversicherte, die am Stichtag nicht 
versicherungspflichtig beschäftigt oder tätig 
sind, sind in dem Versicherungszweig wählbar 
und wahlberechtigt, in dem für sie der letzte 
Beitrag entrichtet worden ist. 

(3) In der Rentenversicherung der Arbeiter 
und in der Knappschaftsversicherung sind die 
Rentenbezieher bei der Landesversicherungs- 
anstalt oder Knappschaft wählbar und wahlbe- 
rechtigt, in deren Zuständigkeitsbereich sie ih- 
ren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben. Rentenbezieher, denen eine Gesamtlei- 
stung bewilligt worden ist, sind wählbar und 
wahlberechtigt in dem Versicherungszweig des 
Versicherungsträgers, der die Gesamtleistung 
festgestellt hat." 

20. § 1 1 erhält folgende Fassung: 20. unverändert 

♦ 

.§ ii 

Wahlorgane und Rechtsstellung ihrer Mitglieder 

(1) Wahlorgane sind 
die Wahlbeauftragten, 
die Wahlausschüsse und 
die Wahlleitungen. 

(2) Die Wahlbeauftragten und die Mitglieder 
der Wahlausschüsse und der Wahlleitungen 
sowie die Personen, die bei der Ermittlung des 
Wahlergebnisses zugezogen werden (Wahlhel- 
fer), üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus." 


18. Ausschusses 


10 e 

rändert 
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21. Nach § 11 werden folgende §§ 11a bis 11g 
eingefügt: 

*§ 11 a 

Wahlbeauftragte 

(1) Für die Durchführung der Wahlen be- 
stellt der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung einen Bundeswahlbeauftragten und 
dessen Stellvertreter. Der Bundeswahlbeauf- 
tragte ist zuständig für die allgemeinen Auf- 
gaben und für die Durchführung der Wahlen 
zu den Organen der bundesunmittelbaren Ver- 
sicherungsträger. Die Landesregierungen bestel- 
len die Landeswahlbeauftragten und deren Stell- 
vertreter. Diesen obliegt die Durchführung der 
Wahlen zu den Organen der Versicherungsträ- 
ger, deren Zuständigkeitsbereich sich nicht über 
das Gebiet eines Landes hinaus erstreckt. 

(2) Der Bundeswahlbeauftragte kann für ein- 
zelne Zweige der Versicherung Richtlinien er- 
lassen, um sicherzustellen, daß die Wahlen ein- 
heitlich durchgeführt werden. 

(3) Die Wahlbeauftragten und ihre Stellver- 
treter sind berechtigt, sich an Ort und Stelle 
davon zu überzeugen, daß die Wahlräume den 
Vorschriften der Wahlordnung entsprechend 
eingerichtet sind und daß bei der Wahlhandlung 
und bei der Ermittlung des Wahlergebnisses den 
Vorschriften dieses Gesetzes und der Wahl- 
ordnung entsprechend verfahren wird. 

§ 11b 

Wahlen, Stimmabgabe, Wahlräume, Wahltage 

(1) Die Wahlen sind entweder allgemeine 
Wahlen oder Wahlen in besonderen Fällen. 
Allgemeine Wahlen sind die im gesamten Wahl- 
gebiet regelmäßig und einheitlich stattfindenden 
Wahlen. Wahlen in besonderen Fällen sind 
Wahlen zu den Organen neu errichteter Ver- 
sicherungsträger und Wahlen, die erforderlich 
werden, weil eine Wahl für ungültig erklärt 
worden ist (Wiederholungswahlen). 

(2) Die Wahlberechtigten können an den 
Wahlen durch Stimmabgabe in einem Wahl- 
raum oder durch Stimmabgabe in einem Wahl- 
brief (Brief wähl) teilnehmen; zur Teilnahme an 
der Briefwahl bedarf es eines Antrags. Arbeit- 
geber wählen nur brieflich. Bei der Briefwahl 
hat der Wähler dem Versicherungsträger 
gegenüber an Eides Statt zu versichern, daß er 
den Stimmzettel persönlich gekennzeichnet hat. 
Der Versicherungsträger ist zur Abnahme einer 
solchen Versicherung an Eides Statt zuständig; 
er gilt als Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches. 

(3) Jeder Wahlberechtigte kann seine 
Stimme in dem Wahlraum eines Versicherungs- 
trägers abgeben. Die Versicherungsträger mit 
Ausnahme der Betriebskrankenkassen haben 
in jeder Verwaltungsstelle einen Wahlraum 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

21. Nach § 11 werden folgende §§ 11a bis 11g 
^ eingefügt: 

„§ 11a 

Wahlbeauftragte 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestellt einen Bundeswahlbeauf- 
tragten und dessen Stellvertreter. Der Bundes- 
wahlbeauttragte ist zuständig für die allgemei- 
nen Aufgaben und für die Durchführung der 
Wahlen zu den Organen der bundesunmittel- 
baren Versicherungsträger. Die obersten Ver- 
waltungsbehörden der Länder bestellen die 
Landeswahlbeauftragten und deren Stellvertre- 
ter. Diesen obliegt die Durchführung der Wah- 
len zu den Organen der Versicherungsträger, 
deren Zuständigkeitsbereich sich nicht über das 
Gebiet eines Landes hinaus erstreckt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 11b 

Wahlen, Stimmabgabe, Wahlräume, Wahltage 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Ein nicht zur Gruppe der Arbeitgeber ge- 
höriger Wahlberechtigter, der an den Wahlen 
durch Stimmabgabe in einem Wahlraum teil- 
nehmen will, kann seine Stimme innerhalb des 
Zuständigkeitsbereichs des Versicherungsträ- 
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einzurichten ; das Versicherungsamt kann Ab- 
weichendes zulassen. Jeder Betrieb mit einer 
Betriebskrankenkasse oder mit mehr als 400 
Beschäftigten hat für seinen Bereich mindestens 
einen Wahl raum einzurichten. Das Versiche- 
rungsamt kann für die Wahlberechtigten meh- 
rerer Betriebe mit zusammen mehr als 400 Be- 
schäftigten mindestens einen Wahlraum ein- 
richten lassen. Für die Wahlen der Versicher- 
tenältesten in der Knappschaftsversicherung 
haben die Knappschaften in jedem Ältesten- 
sprengel mindestens einen Wahlraum einzu- 
richten. 


(4) In dem Gebäude, in dem sich ein Wahl- 
raum befindet, ist jede Beeinflussung der Wäh- 
ler durch Wort, Ton, Schrift oder Bild verboten. 

(5) Wahltag ist ein Sonntag (Wahlsonntag). 
In den Wahlräumen der Versicherungsträger 
finden die Wahlen auch an den beiden vorher- 
gehenden Werktagen statt. In Betrieben wird 
nur an dem vorhergehenden Freitag gewählt; 
das Versicherungsamt kann Abweichendes be- 
stimmen. Für die Wahlen in der Knappschafts- 
versicherung bestimmt der zuständige Wal- 
beauftragte die Wahltage. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

gers, für den gewählt wird (Wahlbezirk), in 
jedem von einer Gemeinde oder einem Ver- 
sicherungsträger eingerichteten Wahlraum ab- 
geben. Statt in einem Wahlraum einer Ge- 
meinde oder eines Versicherungsträgers kann 
der Wahlberechtigte seine Stimme in einem 
Wahlraum eines Betriebes abgeben, wenn er in 
einem Betrieb beschäftigt ist, für den dieser 
Wahlraum eingerichtet ist, oder wenn die Ge- 
schäftsleitung auch bei Fehlen dieser Voraus- 
setzung den Zutritt zum Wahlraum gestattet. 


(3 a) In jeder Gemeinde ohne einen Wahl- 
raum eines Versicherungsträgers ist von der 
Gemeindeverwaltung mindestens ein Wahlraum 
einzurichten. Mit Zustimmung des Versiche- 
rungsamtes oder mehrerer zuständiger Ver- 
sicherungsämter kan in einer Gemeinde ein 
Wahlraum für mehrere Gemeinden eingerichtet 
werden, wenn den Wahlberechtigten die Stimm- 
abgabe im Wahlraum dadurch nicht in unzu- 
mutbarer Weise erschwert wird. 

(3 b) Die Versicherungsträger, ausgenommen 
die Betriebskrankenkassen und die Knapp- 
schaften, richten in jedem Gebäude, in dem sie 
einen Geschäftsraum für Verwaltungszwecke 
unterhalten, mindestens einen Wahlraum ein; 
das Versicherungsamt kann Ausnahmen zulas- 
sen. Die Knappschaften richten für die Wahl der 
Versidiertenältesten in jedem Ältestensprengel 
mindestens einen Wahlraum ein und für die 
Wahl der Mitglieder der Vertreterversammlung 
mindestens einen Wahlraum am Sitz der Haupt- 
verwaltung. 

(3 c) Das Versicherungsamt bestimmt, in wel- 
chen Betrieben, für die eine Betriebskranken- 
kasse besteht, und in welchen Betrieben mit 
mehr als 450 Beschäftigten mindestens ein 
Wahlraum eingerichtet ist, nachdem es der 
Gesdiäftsleitung Gelegenheit gegeben hat, sich 
zu äußern. Im Einvernehmen mit den Geschäfts- 
leitungen kann das Versicherungsamt auch be- 
stimmen, daß für mehrere Betriebe mit zusam- 
men mehr als 450 Beschäftigten oder für einen 
Betrieb mit weniger als 450 Beschäftigten minde- 
stens ein Wahl raum eingerichtet wird. Die 
Wahlordnung regelt, unter welchen Voraus- 
setzungen Betriebe von der Verpflichtung, einen 
Wahlraum einzurichten, freizustellen sind. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 
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§ 11 c 

Wahlausweise 

(1) Die Wahlberechtigten wählen auf Grund 
von Wahl aus weisen oder von Unterlagen, die 
nach der Wahlordnung als Wahlausweise geh 
ten. 

(2) Verpflichtet, Wahlausweise auszustellen 
und sie oder andere in ihrem Besitz befindliche 
Unterlagen, die nach der Wahlordnung als 
Wahlausweise gelten, mit den erforderlichen 
Vermerken sowie sonstige für die Wahlen er- 
forderliche Bescheinigungen den Wahlberech- 
tigten auszuhändigen, sind 

die Versicherungsträger, 

die Arbeitgeber im Benehmen mit dem Be- 
triebsrat, 

die Gemeindeverwaltungen, 

die Dienststellen des Bundes und der Län- 
der sowie 

die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung. 

§ 11 d 

Arbeitgeberstimmrecht 

(1) Das Stimmrecht des einzelnen Arbeit- 
gebers bemißt sich nach der Zahl der am ein- 
undfünfzigsten Tag vor dem Wahlsonntag in 
seinem Betrieb beschäftigten, beim Versiche- 
rungsträger versicherungspflichtigen und wahl- 
berechtigten Versicherten entsprechend der An- 
lage zu diesem Gesetz. 


(2) Bei den Gemeindeunfallversicherungs- 
verbänden und den besonderen Trägem der 
Unfallversicherung für die Feuerwehren be- 
mißt sich das Stimmrecht der Gemeinden und 
Gemeindeverbände nach der letzten vor dem 
Stichtag von dem Statistischen Landesamt ver- 
öffentlichten fortgeschriebenen Einwohnerzahl 
entsprechend der Anlage zu diesem Gesetz. 

(3) Die Satzung kann für Abstufung und 
Höchstzahl der Stimmen andere Regelungen 
treffen. 

§ 11 e 

Rechtsbehelfe 

Entscheidungen und Maßnahmen, die sich un- 
mittelbar auf das Wahlverfahren beziehen, kön- 
nen nur mit den in diesem Gesetz und in der 
Wahlordnung vorgesehenen Rechtsbehelfen an- 
gefochten werden. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 
§ 11 c 

unverändert 


§ 11 d 

Arbeitgeberstimmrecht 

(1) Das Stimmrecht des einzelnen Arbeit- 
gebers bemißt sich nach der Zahl der am ein- 
undfünfzigsten Tag vor dem Wahlsonntag in 
seinem Betrieb beschäftigten, beim Versiche- 
rungsträger versicherungspflichtigen und wahl- 
berechtigten Versicherten entsprechend der An- 
lage zu diesem Gesetz. In der Unfallversicherung 
haben Personen, die zur Gruppe der Arbeit- 
geber gehören, ohne versicherungspflichtige und 
wahlberechtigte Versicherte zu beschäftigen, 
eine Stimme. 

(2) Bei den Gemeindeunfallversicherungs- 
verbänden und den besonderen Trägern der 
Unfallversicherung für die Feuerwehren be- 
mißt sich das Stimmrecht der Gemeinden und 
Gemeindeverbände nach der letzten vor dem 
Stichtag vom Statistischen Landesamt veröffent- 
lichten fortgeschriebenen Einwohnerzahl ent- 
sprechend der Anlage zu diesem Gesetz. 

(3) unverändert 


§ 11 e 

unverändert 
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§ 11 f 

Wahlanfechtung 

(1) Jeder Wahlberechtigte, jede nach § 4 
Abs. 2 vorschlagsberechtigte Gewerkschaft, Ver- 
einigung von Arbeitnehmern oder Arbeitge- 
bern, der Bundeswahlbeauftragte und der zu- 
ständige Landeswahlbeauftragte können die 
Wahl durch Klage anfechten, wenn gegen Vor- 
schriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit 
oder das Wahlverfahren verstoßen und eine 
Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, daß 
durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht ge- 
ändert oder beeinflußt werden konnte. 

(2) Die Klage ist binnen einem Monat, vom 
Tage der öffentlichen Bekanntmachungen des 
endgültigen Wahlergebnisses an gerechnet, bei 
dem nach § 57 b des Sozialgerichtsgesetzes zu- 
ständigen Sozialgericht zu erheben. Ein Vor- 
verfahren findet nicht statt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten in den Fällen 
der §§ 4 b bis 4 d entsprechend. 

§ Hg 

Wahlordnung 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung erläßt mit Zustimmung des Bundesrates 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
liche Wahlordnung für die Sozialversicherung. 
Er trifft darin insbesondere Rechtsvorschriften 
über 

1. die Bestellung der Wahlbeauftragten, die 
Bildung der Wahlausschüsse und der 
Wahlleitungen sowie über die Befug- 
nisse, die Beschlußfähigkeit und das Ver- 
fahren der Wahlorgane, 

2. die Entschädigung der Wahlbeauftragten, 
der Mitglieder der Wahlausschüsse, der 
Mitglieder der Wahlleitungen und der 
Wahlhelfer, 

3. die Vorbereitung der Wahlen, 

4. den Zeitpunkt für die Durchführung der 
Wahlen, 

5. die Einreichung, den Inhalt und die Form 
der Vorschlagslisten sowie der dazuge- 
hörigen Unterlagen, über ihre Prüfung, 
die Beseitigunng von Mängeln sowie 
über ihre Zulassung und Bekanntgabe 
und über Rechtsbehelfe gegen die Ent- 
scheidungen des Wahlausschusses, 

6. die Listenzusammenlegung, die Listen- 
verbindung und die Zurücknahme von 
Vorschlagslisten, 

7. die Wahlbezirke sowie die Wahlräume 
und ihre Einrichtung, 

8. die Ausstellung und Aushändigung von 
Wahlausweisen und anderer Unterlagen 
zum Nachweis der Wahlberechtigung, 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

§ 11 f 

Wahlanfechtung 

(1) Jeder Wahlberechtigte, jede nach § 4 
Abs. 2 vorschlagsberechtigte Gewerkschaft, Ver- 
einigung von Arbeitnehmern oder Arbeitge- 
bern, der Bundesbeauftragte und der zuständige 
Landeswahlbeauftragte können die Wahl durch 
Klage gegen den Versicherungsträger anfechten, 
wenn gegen Vorschriften über das Wahlrecht, 
die Wählbarkeit oder das Wahl verfahren ver- 
stoßen worden und eine Berichtigung nicht er- 
folgt ist, es sei denn, daß durch den Verstoß das 
Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflußt 
werden konnte. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

§ lig 

Wahlordnung 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung erläßt mit Zustimmung des Bundesrates 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
liche Wahlordnung für die Sozialversicherung. 
Er trifft darin insbesondere Rechtsvorschriften 
über 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 

4. den Zeitpunkt für die Wahlen, 

5. unverändert 


6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 
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9. die Form und den Inhalt des Wahlaus- 
weises und des Stimmzettels, 

10. die Stimmabgabe, 

11. die Briefwahl, 

12. die Ermittlung und Feststellung der 
Wahlergebnisse und ihre Bekanntgabe 
sowie die Benachrichtigung der Gewähl- 
ten.. 

13. die Durchführung von Wahlen in beson- 
deren Fällen, 

14. die Kosten der Wahlen und einen Ko- 
stenausgleich, " 

22. Die §§ 12, 13, 15 und 16 Abs. 1 werden ge- 
^ strichen. 

23. Die §§ 17 und 17 a erhalten folgende Fassung: 

♦ 

„§ 17 

Strafvorschriften 

(1) Wer wählt, ohne wahlberechtigt zu sein, 
oder sonst ein unrichtiges Wahlergebnis her- 
beiführt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer das Wahler- 
gebnis verfälscht oder unrichtig verkündet oder 
verkünden läßt. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 17 a 

Berlin-Klausel 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin mit folgenden Besonderheiten: 

1. § 4 Abs. 2 Satz 2 gilt in folgender Fas- 
sung: 

„Das Recht, Vorschlagslisten einzurei- 
chen, haben die im gesamten Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes tätigen 
Gewerkschaften, Vereinigungen von 
Arbeitgebern und, soweit sie die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 3 erfüllen, 
sonstige Arbeitnehmervereinigungen 
(§ 2 a Abs. 4 Satz 2)." 

2. § 4 Abs. 2 Satz 6 ist nicht anzuwenden. 

3. § 4 Abs. 3 Satz 2 gilt ohne die Worte 
„und freie Listen". Satz 4 ist nicht an- 
zuwenden. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes. " 

24. § 17 b wird gestrichen. 

♦ 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 
9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. die Wahlen in besonderen Fällen, 

14. unverändert 

22. unverändert 

23. unverändert 


24. unverändert 
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Anlage 
(zu § 1 1 d) 

Mehrfaches Stimmrecht der Arbeitgeber 

Versicherungs- 

Stimmen pflichtige 

Beschäftigte 


I. Krankenversicherung 


1. 

Allgemeine 

1 

bei 

1 bis 

20 


Ortskrankenkassen : 

2 

bei 

21 bis 

50 



3 

bei 

51 bis 

100 



4 

bei 

101 bis 

200 



+ 1 

für 





je weitere 

1 bis 

100 

2. 

Landkrankenkassen 

1 

bei 

1 



und Innungs- 
krankenkassen: 

2 

bei 

2 bis 

5 



3 

bei 

6 bis 

10 



4 

bei 

11 bis 

25 



5 

bei 

26 bis 

50 



+ 1 

für 





je weitere 

1 bis 

50 


bis zur Höchstzahl von 20 Stimmen 



Unfallversicherung 





1. 

Gewerbliche Berufs- 

1 

bei 

1 bis 

20 


genossenschaften 
und See-Berufs- 

2 

bei 

21 bis 

50 


genossenschaft: 

3 

bei 

51 bis 

100 



4 

bei 

101 bis 

200 



+ 1 

für 





je weitere 

1 bis 

100 


bis zur Höchstzahl von 20 Stimmen 



2. 

Landwirtschaftliche 

1 

bei 

1 bis 

2 


Berufsgenossen- 

schaften: 

2 

bei 

3 bis 

4 



3 

bei 

5 bis 

6 



4 

bei 

7 bis 

8 



5 

bei 

9 bis 

10 



+ 1 





(für je 1 bis 

5 Beschäftigte) 

bei 

11 bis 

100 


+ 1 

(für je 1 bis 10 Beschäftigte) bei 101 bis 1 000 

+ 1 

(für je 1 bis 20 Beschäftigte) bei 1 001 bis 5 000 

+ 1 

(für je 1 bis 50 Beschäftigte) bei 5 001 bis 10 000 
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Mehrfaches Stimmrecht der Arbeitgeber 






versicherungs- 





pflichtige 



Stimmen 


und wahl- 





berechtigte 

Beschäftigte 

Krankenversicherung 





1. 

Allgemeine 
Ortskrankenkassen : 

1 

bei 

1 bis 

20 



2 

bei 

21 bis 

50 



3 

bei 

51 bis 

100 



4 

bei 

101 bis 

200 



+ 1 

für 





je weitere 

1 bis 

100 

2. 

Landkrankenkassen 

1 

bei 

1 



und Innungs- 
krankenkassen: 

2 

bei 

2 bis 

5 



3 

bei 

6 bis 

10 



4 

bei 

11 bis 

25 



5 

bei 

26 bis 

50 



+ 1 

für 





je 

weitere 

1 bis 

50 


bis zur Höchstzahl 

von 20 Stimmen 



Unfallversicherung 





1. 

Gewerbliche Berufs- 

1 

bei 

1 bis 

20 


genossenschaften 
und See-Berufs- 

2 

bei 

21 bis 

50 


genossenschaft: 

3 

bei 

51 bis 

100 



4 

bei 

101 bis 

200 



+ 1 

für 





je weitere 

1 bis 

100 


bis zur Höchstzahl 

von 20 Stimmen 



2. 

Landwirtschaftliche 

1 

bei 

1 bis 

2 


Berufsgenossen- 

schaften: 

2 

bei 

3 bis 

4 



3 

bei 

5 bis 

6 



4 

bei 

7 bis 

8 



5 

bei 

9 bis 

10 



+ 1 





(für je 1 bis 5 Beschäftigte) 

bei 

11 bis 

100 



+i 





(für je 1 bis 10 Beschäftigte) 

bei 

101 bis 

1 000 



+i 





(für je 1 bis 20 Beschäftigte) 

bei 

1 001 bis 

5 000 



+i 





(für je 1 bis 50 Beschäftigte) 

bei 5 001 bis 

10 000 
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Stimmen Einwohner 


1 auf je 1 bis 1 000 

1 auf je 1 bis 10 000 

1 auf je 1 bis 100 000 

Versicherungs- 
Stimmen pflichtige 

Beschäftigte 

III. Rentenversicherung 


der Arbeiter 

1 

bei 

1 

bis 

20 


2 

bei 

21 

bis 

50 


3 

bei 

51 

bis 

100 


4 

bei 

101 

bis 

200 


+ 1 

für 





je weitere 

1 

bis 

100 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

1 

bei 

1 

bis 

20 


2 

bei 

21 

bis 

50 


3 

bei 

51 

bis 

100 


4 

bei 

101 

bis 

200 


+ 1 

für 





je weitere 

1 

bis 

100 

Knapp schaf tli che 

Versicherung 

1 

für 

1 

bis 

100 


bis zur Höchstzahl von 20 Stimmen 


3. Gemeindeunfall- 
versicherungsverbände 
und besondere Träger 
der Unfallversicherung 
für die Feuerwehren 

a) Stadt- und Land- 
gemeinden 

b) Landkreise 

c) Bezirksverbände 

— als Arbeitgeber — 
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Stimmen Einwohner 


1 auf je 1 bis 1 000 

1 auf je 1 bis 10 000 

1 auf je 1 bis 100 000 

Versicherungs- 
Stimmen pflichtige 

Beschäftigte 

III. Rentenversicherung 

der Arbeiter 1 bei 1 bis 20 

2 bei 21 bis 50 

3 bei 51 bis 100 

4 bei 101 bis 200 

+ 1 für 

je weitere 1 bis 100 

IV. Rentenversicherung 

der Angestellten 1 bei 1 bis 20 

2 bei 21 bis 50 

3 bei 51 bis 100 

4 bei 101 bis 200 

+ 1 für 

je weitere 1 bis 100 
V. Knappschaftsversicherung 1 für 1 bis 100 

bis zur Höchstzahl von 20 Stimmen 


3. Gemeindeunfall- 
versicherungsverbände 
und besondere Träger 
der Unfallversicherung 
für die Feuerwehren 

a) Stadt- und Land- 
gemeinden 

b) Landkreise 

c) Bezirksverbände 

— als Arbeitgeber — 
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Artikel 2 

Änderung anderer Gesetze ? 


§ 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. Die §§ 5 bis 18, 21, 23, 24, 327 bis 341, 362 Abs. 1 
Satz 2, §§ 703, 1351, 1353 Nr. 1 werden gestrichen. 

2. In § 33 wird das Komma nach dem Wort „Mit- 
^ glieder" durch das Wort „sowie" ersetzt; die 

Worte „und über die Gültigkeit der Wahlen" 
werden gestrichen. 

3. § 292 erhält folgende Fassung: 

„§ 292 

Die Vertreter der beteiligten Kassen und das 
Versicherungsamt können festsetzen, daß eine 
aufgenommene Kasse in den Organen der auf- 
nehmenden durch eine bestimmte Zahl der Ver- 
sicherten und Arbeitgeber für längstens sechs 
Jahre vertreten sein muß." 


4. § 414 d erhält folgende Fassung: 

.5 414 d 

Für die Organe und die Geschäftsführer der 
Verbände gelten § 342 Abs. 1, § 345 Abs. 1 und 2 
und § 346 dieses Gesetzes sowie § 2 a Abs. 3, 
§ 2 b Abs. 1, 3, 5 und 6, §§ 3, 3 a, 5, 6 Abs. 1, 3 
und 4, § 7, § 8 Abs. 4 und 6, § 9 a Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 des Selbstver- 
waltungsgesetzes entsprechend." 


§ 2 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Die §§ 146 bis 150, 152, 153, 155 Abs. 1, §§ 156 
bis 160, 161 Abs. 1 Nr. 2 und 3 und Abs. 2, §§ 162 
bis 164, 165 Abs. 1, 3 und 4, §§ 166 bis 174 und 176 
bis 182 des Reichsknappschaftsgesetzes werden ge- 
strichen. 


§ 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. Die §§ 5 bis 24, 327 bis 341, 362 Abs. 1 Satz 2, 
^ §§ 703, 1351, 1353 Nr. 1 werden gestrichen. 

2. unverändert 


3. § 292 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 292 

Die Vertreter der beteiligten Kassen und die 
nach § 281 zuständige Stelle können festsetzen, 
daß eine aufgenommene Kasse in den Organen 
der aufnehmenden durch eine bestimmte Zahl 
der Versicherten und Arbeitgeber für längstens 
sechs Jahre vertreten sein muß." 

3a. In § 368 I Abs. 1 werden nach Satz 1 folgende 

^ Sätze eingefügt: 

„Die Sitzungen der Vertreter Versammlung sind 
öffentlich, soweit sie sich nicht mit personellen 
Angelegenheiten oder Grundstücksgeschäften be- 
fassen. Die Vertreterversammlungen können die 
Öffentlichkeit für weitere Beratungspunkte in 
nichtöffentlicher Sitzung ausschließen. Der Be- 
schluß ist in öffentlicher Sitzung bekanntzu- 
geben. JJ 

4. § 414 d erhält folgende Fassung: 

„§ 414 d 

Für die Organe, die Geschäftsführer und die ge- 
wählten Stellvertreter der Geschäftsführer der 

Verbände gelten § 342 Abs. 1, § 345 Abs. 1 und 2 
und § 346 dieses Gesetzes sowie § 2 a Abs. 3, 
§ 2 b Abs. 1, 3, 5 und 6, §§ 3, 3 a, 5, 6 Abs. 1, 3 
und 4, § 7, § 8 Abs. 3, 4 und 6, § 9 a Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 des Selbstver- 
waltungsgesetzes entsprechend." 

§ 2 

unverändert 
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§ 3 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
der Bundesversidierungsanstalt für Angestellte 

Die §§ 3 und 5 des Gesetzes über die Errichtung 
der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte vom 
7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 857), geändert 
durch das Bundesversicherungsamtsgesetz vom 
9, Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 415), werden ge- 
strichen. 

§ 4 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung vom 
23. August 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 614), zuletzt 
geändert durch das Gesetz über den Fristablauf am 
Sonnabend, vom 10. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 753), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Nach § 57 a wird folgender § 57 b eingefügt: 

*§ 57 b 

In Angelegenheiten, die die Wahlen zu den 
Selbstverwaltungsorganen der Sozialversiche- 
rungsträger und ihrer Verbände betreffen, ist 
das Sozialgericht zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsträger oder der Verband den Sitz 
hat." 


2. § 97 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 Nr. 4 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt; folgende Nummer 5 wird an- 
gefügt: 

„5. wenn die Aufhebung eines Beschlusses 
über die Entbindung vom Amt oder die 
Amtsenthebung des Mitglieds eines Or- 
gans (§ 3 a Abs. 4 des Selbstverwaltungs- 
gesetzes) begehrt wird; eine vom Vor- 
stand angeordnete sofortige Vollziehung 
wird von der aufschi ebenden Wirkung 
nicht berührt." 


b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 5 kann 
das Gericht auf Antrag nach Anhörung der 
Beteiligten eine angeordnete Vollziehung aus- 
setzen. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend." 

3. Dem § 131 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Hält das Gericht eine Wahl im Sinne des 
§ 57 b oder eine Wahl zu den Selbstverwaltungs- 
organen der Kassenärztlichen Vereinigungen 
oder der Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 
§ 3 

unverändert 


§ 4 

Änderung des Sozialgeriditsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung vom 
23. August 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 614), zuletzt 
geändert durch das Gesetz über den Fristablaus am 
Sonnabend, vom 10. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 753), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Nach § 57 a wird folgender § 57 b eingefügt: 

♦ 

.§ 57 b 

In Angelegenheiten, die die Wahlen zu den 
Selbstverwaltungsorganen der Sozialversiche- 
rungsträger und ihrer Verbände oder die Ergän- 
zung der Selbstverwaltungsorgane betreffen, ist 
das Sozialgericht zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsträger oder der Verband den Sitz 
hat. 

2. § 97 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) In Absatz 1 Nr. 4 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt; folgende Nummer 5 wird an- 
gefügt: 

„5. wenn die Aufhebung eines Beschlusses 
über die Entbindung vom Amt oder die 
Amtsenthebung des Mitglieds eines Or- 
gans, eines Stellvertreters eines Organ- 
mitglieds, eines Geschäftsführers oder 
des Stellvertreters eines Geschäftsführers 
(§ 3 a Abs. 4, § 8 Abs. 3 Satz 2 Selbst- 
verwaltungsgesetz, § 414 d Reichsver- 
sicherungsordnung) begehrt wird; eine 
von dem zuständigen Organ angeordnete 
sofortige Vollziehung wird von der auf- 
schiebenden Wirkung nicht berührt." 

b) unverändert 


3. Dem § 131 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Hält das Gericht eine Wahl im Sinne des 
§ 57 b oder eine Wahl zu den Selbstverwaltungs- 
organen der Kassenärztlichen Vereinigungen 
oder der Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
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ganz oder teilweise für ungültig, so spricht es 
dies im Urteil aus und bestimmt die sich aus der 
Ungültigkeit ergeben den Folgerungen.“ 


4. In § 199 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
ein Urteil nach § 131 Abs. 4 bestimmt hat, daß 
eine Wahl zu wiederholen ist. Die einstweilige 
Anordnung ergeht dahin, daß die Wiederho- 
lungswahl für die Dauer des Rechtsmittelverfah- 
rens unterbleibt.“ 


Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

Artikel 3 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

(1) Die Wahlen zu den Vertreterversammlungen 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
werden solange ohne Wahlhandlung durchgeführt, 
bis die Wahlberechtigten in ihrer Gruppenzugehö- 
rigkeit hinreichend erfaßt und mit Wahlausweisen 
versehen werden können. 

(2) Werden aus einer Gruppe mehrere gültige 
Vorschlagslisten eingereicht und in ihnen insgesamt 
mehr Bewerber benannt als Mitglieder zu wählen 
sind, so beruft bei bundesunmittelbaren Berufsge- 
nossenschaften der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
die Mitglieder der Vertreterversammlung nach An- 
hörung der Listenvertreter. Für die Berufung bei 
Berufsgenossenschaften, die der Aufsicht einer Lan- 
desbehörde unterstehen, gilt Satz 1 entsprechend . 

(3) Die nach Absatz 2 zuständige Stelle hat die 
Sitze anteilmäßig, jedoch unter billiger Berücksich- 
tigung der Minderheiten zu verteilen; an die Rei- 
henfolge innerhalb der Vorschläge ist sie gebunden. 


§ 2 

Soweit dieses Gesetz nicht anderes vorschreibt, 
gelten für die Ehrenämter in der Sozialversicherung 
und für die Organe der Versicherungsträger die Vor- 
schriften der Reichsversicherungsgesetze in der am 
31. Dezember 1932 gültig gewesenen Fassung. Für 
die Krankenversicherung gilt dies auch hinsichtlich 
der Festsetzung der Beiträge und Leistungen. Die 
Vertreterversammlung tritt an die Stelle des frühe- 
ren Ausschusses, der Genossenschaftsversammlung, 
der Sektionsversammlung, des Verwaltungsrates, 
der Hauptversammlung oder der Bezirksversamm- 
lung. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

ganz oder teilweise oder eine Ergänzung der 
Selbstverwaltungsorgane für ungültig, so spricht 
es dies im Urteil aus und bestimmt die Folgerun- 
gen, die sich aus der Ungültigkeit ergeben." 

4. In § 199 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

♦ 

„(3) Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
ein Urteil nach § 131 Abs. 4 bestimmt hat, daß 
eine Wahl oder eine Ergänzung der Selbstver- 
waltungsorgane zu wiederholen ist. Die einst- 
weilige Anordnung ergeht dahin, daß die Wie- 
derholungswahl oder die Ergänzung der Selbst- 
waltungsorgane für die Dauer des Rechtsmit- 
telverfahrens unterbleibt.“ 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 


Artikel 3 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

(1) Die Wahlen zu den Vertreterversammlungen 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
werden so lange ohne Wahlhandlung durchgeführt, 
bis die Wahlberechtigten in ihrer Gruppenzugehö- 
rigkeit hinreichend erfaßt und mit Wahlausweisen 
versehen werden können. 

(2) Werden aus einer Gruppe mehrere gültige 
Vorschlagslisten eingereicht und in ihnen insgesamt 
mehr Bewerber benannt als Mitglieder zu wählen 
sind, so beruft bei bundesunmittelbaren Berufsge- 
nossenschaften der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
die Mitglieder der Vertreterversammlung nach An- 
hörung der Listenvertreter. Für die Berufung bei 
Berufsgenossenschaften, die der Aufsicht einer Lan- 
desbehörde unterstehen, ist diese zuständig. 

(3) unverändert 


§ 2 

Soweit dieses Gesetz oder das Selbstverwaltungs- 
gesetz nichts anderes vorschreibt, gelten für die 
Ehrenämter in der Sozialversicherung und für die 
Organe der Versicherungsträger die Vorschriften 
der Reichs Versicherungsgesetze in der am 31. Dezem- 
ber 1932 gültig gewesenen Fassung. Für die Kran- 
kenversicherung gilt dies auch hinsichtlich der Fest- 
setzung der Beiträge und Leistungen. Die Vertreter- 
versammlung tritt an die Stelle des früheren Aus- 
schusses, der Genossenschaftsversammlung, der Sek- 
tionsversammlung, des Verwaltungsrates, der 
Hauptversammlung oder der Bezirksversammlung. 
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§ 3 § 3 

Soweit in anderen Vorschriften auf Bestimmungen unverändert 

verwiesen wird oder Bezeichnungen verwendet wer- 
den, die durch dieses Gesetz geändert werden, tre- 
ten an ihre Stelle die entsprechenden Bestimmungen 
und Bezeichnungen dieses Gesetzes. 


§ 4 § 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 5 § 5 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung unverändert 

wird ermächtigt, das Selbstverwaltungsgesetz in der 
sich aus Artikel 1 ergebenden Fassung unter neuem 
Datum mit der Überschrift „Gesetz über die Selbst- 
verwaltung auf dem Gebiet der Sozialversicherung 
(Selbstverwaltungsgesetz — SVwG — )" und in 
neuer Paragraphenfolge bekanntzugeben und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen sowie 
durch Zeitablauf überholte Vorschriften zu streichen. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ferner ermächtigt, § 414 d der Reichsversiche- 
rungsordnung neu bekanntzumachen und dabei die 
Vorschriften des Selbstverwaltungsgesetzes, auf die 
§ 414 d verweist, unter ihrer neuen Paragraphen- 
bezeichnung aufzuführen. 


Es treten in Kraft unverändert 

a) am 1. Oktober 1968 

Artikel 1 Nr. 2 mit Ausnahme des § 1 Abs. 2. 

4 bis 6, 

Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe c, 

Artikel 1 Nr. 4 mit Ausnahme des § 2 b, 

Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe a; 

b) am 1. Januar 1968 

Artikel 1 Nr. 7, soweit er § 4 Abs. 2 Satz 3 
betrifft; 

c) die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes am 
Tage nach der Verkündung. 


c h u s s e s 
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